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(Beginn um 9.00 Uhr.)
Präsident Johann Hatzl: Darf ich Sie bitten, Platz zu nehmen. - Die 10. Sitzung des Wiener Landtags ist eröffnet.

Entschuldigt sind LhptmSt Dr Rieder, Abg Hundstorfer und Abg Klier.

Wie Sie wissen, hat der Herr Landeshauptmann und Bürgermeister an Stelle des verstorbenen Abg und GR Prof Josef Rauchenberger Herrn Dipl Ing Omar Al-Rawi als neues Mitglied des Wiener Landtags und Gemeinderats berufen. Bei der morgigen Gemeinderatssitzung ist die formelle Angelobung vorzunehmen, aber selbstverständlich ist es sein Recht, und er nimmt auch an der heutigen Landtagssitzung bereits als Abgeordneter teil und ich darf ihn in diesem Haus herzlich willkommen heißen und ihm für seine Arbeit alles Gute wünschen. (Allgemeiner Beifall.)
Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP/04054/2002/0001-KGR/LM) wurde von Frau Abg Susanne Jerusalem gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet: Welche Maßnahmen haben Sie bisher getroffen, damit der Wiener Verfassung eine Sozialklausel hinzugefügt wird, die inhaltlich den Forderungen des Sozialstaatsvolksbegehrens entspricht?

Ich bitte um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! 

Meine grundsätzliche Haltung zu der Frage, die Sie mir gestellt haben, im Hinblick auf die verfassungsmäßige Verankerung des Sozialstaat-Volksbegehrens kennen Sie. Ich habe es am 25. April dieses Jahres hier auch erläutert. Ich habe darüber hinaus in Erfüllung der Ankündigung, die ich gemacht habe, den Magistrat gebeten, einen Entwurf zu erstellen.

Zum Zweiten haben Sie in der gleichen Sitzung einen Antrag eingebracht, der in die gleiche Richtung geht. Dieser Antrag ist in Behandlung genommen worden und ich denke, dass wir in einer absehbaren Zeit zu einem vernünftigen Ergebnis kommen werden.

Ich möchte Sie allerdings einmal mehr auch darauf hinweisen, dass ich am 25. April bereits sagte: Egal, wie die künftige Regierung ausschaut, die Österreichische Bundesregierung ist aus ihrer Verantwortung nicht zu entlassen. Dieses Sozialstaat-Volksbegehren hat sich an die Österreichische Bundesregierung gerichtet und ist auch auf dieser Ebene entsprechend abzuhandeln. Wir werden den Beitrag, so wie ich es dargestellt habe, auch leisten, das sollte nicht außer Frage stehen, das ist ein wichtiges Signal seitens der Länder, aber ich will den Bund, unabhängig von der politischen Zusammensetzung der Bundesregierung, aus seiner Verantwortung nicht entlassen.

Präsident Johann Hatzl: Die erste Zusatzfrage hat die Frau Abgeordnete.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Ich teile Ihre Meinung 100‑prozentig, dass der Bund nicht aus seiner Verantwortung zu entlassen ist und freue mich auch sehr, dass es tatsächlich Maßnahmen gibt, die gesetzt wurden - wenn also der Magistrat jetzt einmal beauftragt ist, einen Entwurf vorzulegen, dann ist das ja schon etwas Herzeigbares -, ich habe dennoch heute noch einmal gefragt, weil meine Anträge von beiden Stadträtinnen ja nicht beantwortet wurden. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das ist nicht wahr!) 

Das ist meiner Meinung nach ein Demokratiemangel und deswegen noch einmal meine Frage an Sie und meine Zusatzfrage lautet nun ... Bitte? (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das ist nicht richtig, es ist in Behandlung genommen worden und im Ausschuss behandelt worden! Ich lasse mir nicht unterstellen, dass ich etwas nicht mache!) 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Ich stehe auf dem Standpunkt, dass die Frau Abgeordnete das Wort hat.

Abg Susanne Jerusalem (fortsetzend): Danke. - Ja, es ist auch natürlich sehr nett zu sagen, es ist etwas in Behandlung genommen worden, aber das ist ja keine Antwort auf meinen Antrag. Das ist kein Bericht der Stadträtin, weder von Ihnen noch von StRin Laska, und seit April hätte es ja schon sein können, dass irgendwer einmal so was Ähnliches wie eine Antwort findet. Aber der Herr Landeshauptmann ist ja offensichtlich schon einen Schritt weiter.

Meine Frage nunmehr an Sie: Wann - das ist sehr wichtig für mich - kann man denn damit rechnen, dass dieser Magistratsentwurf einmal auch für die Landtagsabgeordneten und dadurch auch für die interessierte Öffentlichkeit zur Verfügung stehen wird?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Also, die Vorgangsweise hat natürlich akkordiert zu sein, denn meine Anordnung an den Magistrat, einen Entwurf auszuarbeiten, geht natürlich mit der Bearbeitung des Antrags konform. Es hat ja keinen Sinn, diese Dinge auseinander fallen zu lassen, und daher ist das In-Behandlung-Nehmen, um ein bisschen auf Ihre Bemerkung einzugehen, natürlich auch vor dem Hintergrund zu sehen, dass der Magistrat diesen Entwurf ausarbeitet. 

So einfach ist das nicht, denn die Absichtserklärung in eine Formulierung für die Wiener Landesverfassung zu bringen, muss natürlich auch mit den entsprechenden Rechtsgrundlagen konform gehen. Das heißt, was kann eine Landesverfassung machen und was hat die Bundesverfassung zu tun? Ich bin selbst kein Jurist, erkenne aber in den Diskussionen unter Juristen dann immer dabei, dass das eine nicht unkomplizierte juristische Frage zu sein scheint. Es entzieht sich meiner Beurteilung.

Ich gehe daher davon aus, dass wir innerhalb nicht allzu langer Frist, etwa zwei, drei Monate, einen entsprechenden Entwurf haben, der dann auch in Parteienverhandlungen gehen kann. Also, da sage ich gleich, ich habe nicht im Entferntesten die Absicht, hier einen Entwurf auf den Tisch zu knallen und zu sagen, das ist es und wer das unterstützt, unterstützt es, wer es nicht unterstützt, soll es bleiben lassen. Das machen wir ganz sicher nicht. 

Denn wenn ich von der Notwendigkeit des sozialen Zusammenhalts der Gesellschaft spreche, dann schließt das auch die Form ein, wie man diesen herstellt. Und das hat in allererster Linie etwas mit Sozialpolitik, mit Wirtschaftspolitik zu tun, aber auch mit der demokratischen Form. Und daher wähle ich bewusst auch diese Vorgangsweise: Zuerst sollten wir wissen, worüber wir reden und dann reden wir auch darüber und schauen wie man auf möglichst effiziente Art und Weise dieses, unser Wiener Signal, in die Richtung setzen können.

Präsident Johann Hatzl: Die zweite Zusatzfrage hat Frau Abg Korosec.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Sie haben in der Fragestunde am 25.4.2002 eine gewisse Bereitschaft ... 

Lhptm Dr Michael Häupl (unterbrechend): Entschuldigung, aber ich verstehe Sie leider nicht.

Abg Ingrid Korosec (fortsetzend): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Sie haben in der Fragestunde am 25.4.2002 eine gewisse Bereitschaft erkennen lassen, dass Sie auch bereit sind, andere gesellschaftsrelevante Themenkreise in die Wiener Landesverfassung aufzunehmen. Jetzt kennen wir alle den demografischen Wandel, wir wissen, dass wir immer älter werden, hier kommen ganz wichtige Entwicklungen auf uns zu. 

Daher meine Frage: Können Sie sich vorstellen, dass ein Diskriminierungsverbot wegen Alters in die Wiener Landesverfassung aufgenommen wird und wäre es eventuell möglich, das auch gleich im Zusammenhang mit der Veränderung des Anliegens des Sozialstaat-Volksbegehrens zu machen?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Also, ich habe sehr viel dafür übrig, Antidiskriminierungsbestimmungen in die Rechtsordnung aufzunehmen. Und so wie das für viele andere Bevölkerungsgruppen gilt, so sehe ich das natürlich auch für Junge und für Alte, für am Rande der Gesellschaft Stehende, aber natürlich auch für Ausländer, für sexuelle Minderheiten, was immer man hier auch anführen kann. 

Ich bin sehr für ein Diskriminierungsverbot. Es gibt Grundsatzvorstellungen für ein Antidiskriminierungsgesetz. Ich denke, darüber sollte man reden.

Präsident Johann Hatzl: Die nächste Zusatzfrage hat Herr Präsident Römer.

Abg Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Ich komme auch zurück auf den 25. April 2002. Und Sie haben damals ausgeführt, dass Sie die einzige Eingrenzung, die Sie vornehmen wollen, da ziehen würden, nämlich, dass diese natürlich in Beziehung zu Wien und in Beziehung zu den Kompetenzen des Landes stehen sollte. Wir haben damals auch darüber gesprochen, dass man, wenn man schon die Verfassung ändert, auch andere Dinge berücksichtigen sollte. 

Daher wäre die Frage von mir: Als Sie den Auftrag an den Magistrat gegeben haben, haben Sie hier dezidiert auch den Auftrag gegeben, welche weiteren Bereiche man hier überprüfen sollte, die es wert wären, in diese Präambel oder sonst irgendwie, in die Verfassung hineinzukommen?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Nein, das habe ich nicht getan, und ich darf das auch begründen. 

Wir haben über verschiedene Bereiche der Rechtsordnung im Grundsätzlichen sehr lange Diskussionen geführt und ich meine damit in allererster Linie auch im Hinblick auf Ergänzung, Überarbeitung und Grundsätzliches. In der modernen Managementsprache würde man heutzutage dazu Valorisieren sagen. Dies geschah in einer großen Arbeitsgruppe und in langen Diskussionen auch hier im Landtag und ist ja auch entsprechend publiziert worden und kann nachgelesen werden. 

Ich denke, dass dort eine Reihe von Vorschlägen enthalten sind, die durchaus würdig sind, aufgenommen zu werden, aber ich denke auch, dass dies in aller erster Linie die Initiative jener sein sollte, die diese Arbeit damals geleistet haben, wo man auf einen durchaus nicht überall konsensuellen, aber doch auf einen über weite Strecken konsensuellen Bericht gekommen ist. Es ist diese Frage damals aus guten Gründen und aus Aktualitätsgründen an mich herangetragen worden. Ich stehe dazu, dass man Verfassungen nicht nach Aktualität tagespolitischer Gründe machen soll, tagespolitisches Herumbasteln an Verfassung hat noch nie gut getan. 

Ich stehe selbstverständlich auch dazu, dass es im Rahmen der Rechtsordnung zu erfolgen hat und im Rahmen der Kompetenzen, die für ein Land wie Wien vorgesehen sind. Genau dies waren auch die Rahmenbedingungen, die ich gegeben habe, aber ich habe punktgenau die Anordnung gegeben, sich mit diesem Themenfeld zu beschäftigen und nicht mit anderen.

Präsident Johann Hatzl: Letzte Zusatzfrage, Frau Abg Jerusalem.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Sie haben es vorhin schon angesprochen und ich möchte das jetzt mit dem Thema Antidiskriminierung noch einmal aufgreifen. Die - damals noch - Abg Maria Vassilakou und ich stellen ja seit Jahren Anträge darauf, dass Wohnbürger der Stadt Wien, die aber keine österreichische Staatsbürgerschaft haben, nicht diskriminiert werden sollen, was das Sozialhilfegesetz oder den Wiener Familienzuschuss angeht, auf den viele Familien ja angewiesen sind und wo es andere Bestimmungen gibt für diese Menschen, oder auch im Bereich Wohnen. 

Und jetzt würde es mich natürlich in Bezug auf diesen Verfassungszusatz interessieren: Haben Sie, als Sie als Landeshauptmann den Auftrag gegeben haben, auch darauf hingewiesen, dass es Ihr Interesse ist, dass es keine Diskriminierung geben soll von Wohnbürgern der Stadt Wien, die noch keine österreichische Staatsbürgerschaft haben? 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Nein, diesen speziellen Hinweis habe ich nicht gegeben, denn wir haben bisher in dieser Causa, die auch das Thema der Anfrage ist, immer zu Recht davon gesprochen, dass wir einen Grundsatz in der Landesverfassung verankern wollen und daher habe ich keinen speziellen Hinweis gegeben, weder in Richtung Wohnbürger noch in Hinblick auf andere Diskriminierungen, die es in der Gesellschaft gibt. Aber wie Sie mindestens so gut wissen wie ich, führen wir diese Diskussion über Antidiskriminierung seit geraumer Zeit und es gibt seit geraumer Zeit Initiativen, nicht zuletzt auch von Frau amtsf StRin Brauner, dass man hier ein Antidiskriminierungs-Grundsatzgesetz schafft, dem ich persönlich sehr viel abgewinnen kann. Denn es ist in der Tat, auch aus meiner Sicht heraus gesehen, einem humanitären Verständnis einer Gesellschaft zuwiderlaufend, dass es Diskriminierungen gibt, die man in der Tat beseitigen kann. 

Man soll nicht die Illusion vorgaukeln, dass man alles kann und alles von heute auf morgen auch entsprechend umsetzen kann. Diese Illusionen soll man auch gar nicht erst erwecken, aber man kann nichtsdestotrotz eine Menge mehr tun, als zurzeit heute in einer Welt geschieht, die in den verschiedensten Bereichen voll Diskriminierungen ist. 

Und ich denke, dass es eine unser vornehmen Aufgaben sein wird, diese Diskriminierungen in der Realität Schritt um Schritt zu beseitigen. Ein Antidiskriminierungsgesetz könnte aus meiner Sicht heraus gesehen ein solcher Anstoß - das wäre vielleicht zu viel gesagt, eine Anleitung eine Spur zu wenig -, jedenfalls könnte es eine Hilfe sein, um dieses angestrebte gesellschaftspolitische Ziel zu erreichen. 

Ich denke, dass wir diesen Weg auch gehen sollten. 

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Die 2. Anfrage (FSP/04059/2002/0001-KVP/LM) wurde von Herrn Abg Klucsarits gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet: Wann werden Sie die auf einer in Auftrag gegebenen europaweiten Vergleichsstudie basierenden Überarbeitungsvorschläge für das Wiener Baumschutzgesetz vorstellen?

Ich ersuche um die Beantwortung.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Sie haben die Frage gestellt: "Wann werden Sie die auf einer in Auftrag gegebenen europaweiten Vergleichsstudie basierenden Überarbeitungsvorschläge für das Wiener Baumschutzgesetz vorstellen?" 

Das Baumschutzgesetz, Sie wissen es, fängt dort an, wo das Forstgesetz aufhört. Und es ist besonders wichtig in Wien, in der Innenstadt von Wien. Nicht jeder Baum ist ein Wald. Daher muss jeder Baum in Wien geschützt sein. Wir haben gemeinsam beschlossen, hier einen Baumschutz-Studienauftrag, eine Vergleichsstudie, zu vergeben. Eine Vergleichsstudie über Baumschutzbestimmungen in 34 verschiedenen europäischen Hauptstädten und Städten. Diese Studie, die nunmehr seit Frühjahr dieses Jahres vorliegt, ist Grundlage für die Novellierung des Baumschutzgesetzes. 

Das Baumschutzgesetz, wie gesagt, aus dem Jahre 1974, ist sicherlich auf Grundlage dieser Erkenntnisse zu novellieren. Die Aussage und Zusammenfassung dieser Studie stellt sich wie folgt dar: Von den 34 Städten besitzen 25 Städte gesetzliche Bestimmungen für städtische Bäume auf öffentlichen oder privaten Flächen. Einen Schwerpunkt, das zeigt sich, gibt es in Deutschland, in deutschen Städten. Und die meisten Gesetze wurden, so wie auch in Österreich, wie in Wien, ab dem Jahr 1970 erlassen, wo man hier verstärkt den Umweltschutzgedanken in den Vordergrund gestellt hat. Der Einzelbaumschutz - und das äußert sich auch bei uns, in unserem Baumschutzgesetz ist vor allem auf den Stammumfang, auf den Stammdurchmesser und in seltenen Fällen auch auf die Stammhöhe zu beziehen. 

Eine Ausnahmebestimmung im Wiener Baumschutzgesetz stellt klar, dass Kleingärten nicht betroffen sind. Das ist nur in drei anderen Städten so und in anderen Städten nicht der Fall. Mir geht es bei einem neuen Baumschutzgesetz, einem modernen Baumschutzgesetz, darum, dass die Abwicklung dieser Regelung unbürokratisch, aber naturschutzfachlich effizient ist. 

Denn der Naturschutz, der Baumschutz, steht im Vordergrund und wir wissen es, die Flächenbeanspruchung in Wien geht voran. Wir müssen den Freiraum, den Grünraum erhalten. Daher ist es notwendig, ein strenges Baumschutzgesetz zu erhalten. Wien hat im Vergleich zu anderen europäischen Städten eines der strengsten Baumschutzgesetze, das muss erhalten bleiben. Mir liegt es darum, dieses Gesetz nun zu entbürokratisieren.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Klucsarits.

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Die Wiener GRÜNEN wollen ja, dass auch die Obstbäume in das Baumschutzgesetz hineinkommen. Wie stehen Sie zu dieser Forderung?

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Herr Präsident! Herr Abgeordneter!

Wie gesagt, die Studie liegt vor. Auf Grundlage dieser Studie wird eine Novelle erarbeitet werden. Eine Arbeitsgruppe, gemeinsam mit der Magistratsdirektion, der MA 42, der MA 22 und den Magistratischen Bezirksämtern tagt zurzeit und genau diese Fragestellungen werden dort zu behandeln sein. 

Präsident Johann Hatzl: Die nächste Zusatzfrage stellt Frau Abg Schmalenberg.

Abg Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Sie haben eben gesagt, jeder Baum in der Stadt muss geschützt werden. Das gilt also, denke ich, für Bäume auf privatem Gebiet genauso wie für solche auf öffentlichem Gebiet. Ich würde gerne wissen, ob es stimmt, dass am Areal der Baumgartner Höhe 200 Bäume gefällt werden sollen?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Diese Fragebeantwortung werde ich Ihnen nachreichen.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Maresch, die nächste Zusatzfrage.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Das Baumschutzgesetz ermöglicht ja jetzt auch schon alle möglichen Dinge, die sozusagen bei Bauvorhaben notwendig scheinen. 

Wird es in einem zukünftigen Baumschutzgesetz weiter möglich sein, dass zum Beispiel ein Garagenprojekt, wie jenes beim Märzpark, ermöglicht, dass die dort stehenden Naturdenkmäler auf Grund der physiologischen Altersgrenze ganz locker gefällt werden können?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Präsident! Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Wie gesagt, das Gesetz, die Novelle wird vorbereitet und hier, wie gesagt, geht es auf einer Seite um naturschutzrechtliche Regelungen, auf der anderen Seite um baumschutzrechtliche Regelungen. Es ist natürlich dann im Einzelfall zu entscheiden, welches Gesetz vorgeht.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Klucsarits, bitte.

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Sie haben ja auf meine erste Frage geantwortet, dass eine Studie erstellt wird. Ich hätte gerne Ihre Meinung dazu gewusst. Vielleicht können Sie mir bei der jetzigen Frage Ihre Meinung dazu sagen: Können Sie sich vorstellen, dass die Ausgleichszahlungen in Hinkunft auch in einen zentralen Fonds eingezahlt werden, dessen Finanzmittel dann zweckgebunden für die Begrünung von Höfen und Dächern verwendet werden?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter! 

Betreffend diese Ausgleichszahlungen kann ich sagen, ich werde diese Idee sicherlich aufgreifen.

Präsident Johann Hatzl: Damit kommen wir zur 3. Anfrage (FSP/04058/2002/0001-KFP/LM). Sie wurde von Herrn Abg Johann Römer gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal gerichtet: Wann ist mit der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die "Abfertigung Neu" für Bedienstete der Gemeinde Wien realisiert wird, zu rechnen?

Ich bitte um die Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Danke schön! - Herr Abgeordneter!

Mit der Vorlage eines Gesetzesentwurfs zu dem betroffenen Thema ist Anfang nächsten Jahres zu rechnen.

Präsident Johann Hatzl: Herr Präsident.

Abg Johann Römer: Danke, Frau Stadträtin!
Jetzt ist es ja so, dass die Bundesregelung davon ausgeht, dass alle unter diese Neuregelung fallen, die ab 1. Jänner 2003 in das Dienstverhältnis eintreten. 

Daher die Frage: Haben Sie auch vor, diese Regelung für alle in den Dienst der Gemeinde Wien Tretenden ab 1. Jänner 2003 umzusetzen oder auch eine Übergangsbestimmung vorzusehen?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Wie Sie meiner Anfragebeantwortung entnehmen konnten, ist noch eine Reihe von Vorbereitungen notwendig, um dieses Gesetz auch wirklich anständig umsetzen zu können. Es ist nämlich ein Irrtum zu glauben - und manche Bundesländer sind leider diesem Irrtum aufgesessen -, man könnte einfach sagen, die Bestimmungen des Bundes gelten jetzt auch für die Länder. Das geht in dieser Form nicht. Die Bundesländer, die das so getan haben, hatten mit einem Auslösen des Konsultationsmechanismus von Seiten des Bundes nicht zu rechnen gehabt, sondern es ist schon passiert, weil eben die Dinge, wenn man sie sehr genau anschaut - und das tun unsere Juristen und Juristinnen und die Bediensteten unseres Hauses glücklicherweise -, dann ist im Konkreten eine Umsetzung nicht immer so einfach. 

Das heißt, ich kann Ihnen jetzt noch nicht 100‑prozentig sicher ein Datum nennen, weil das eben eine Frage der Verhandlungen ist. Aber es ist völlig klar, dass wir die Bestimmungen adäquat, angepasst auf unsere Situation im Land, umsetzen werden und dieses so rasch wie möglich.

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Dr Vana, bitte.

Abg Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Wir GRÜNE sehen die Neuregelung der "Abfertigung Neu" aus ArbeiternehmerInnensicht ja nicht ganz unkritisch. Ein großes Problem ist die Unsicherheit der Veranlagung auf den internationalen Kapitalmärkten, wo die Abfertigungs- und Pensionsansprüche, wie wir an internationalen Beispielen sehen, jederzeit platzen können. 

Ich möchte daher wissen, wie viele Mitarbeiter-Vorsorgekassen gibt es für Wien bereits, wie werden Sie die Kapitalgarantie gewährleisten, wenn Sie die Abfertigung neu umsetzen und sehen Sie auch vor, Veranlagungsformen anzubieten, die nach ökologischen, sozialen oder beschäftigungspolitischen Kriterien ausgerichtet sind?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Nun, es sind die gesetzlichen Bestimmungen ja relativ klar, dass hier Mitarbeiter-Vorsorgekassen eingeschaltet werden müssen. Da gibt es einige am Markt, die anbieten und es wird sicher ein schwieriges und genau zu prüfendes Verfahren sein, hier die richtigen auszuwählen.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Dr Tschirf.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Wie werden Sie das inhaltlich gestalten, wie werden Sie mit Nebengebühren umgehen?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Wir werden, wie ich vorher schon gesagt habe, uns um eine Umsetzung bemühen, die adäquat unserer Bestimmungen hier im Lande ist, das heißt, dass selbstverständlich, wie es der gute Brauch in diesem Hause ist, es auch noch Besprechungen mit der Gewerkschaft geben wird. Wir werden uns selbstverständlich auch mit der GdG noch zusammensetzen und werden überlegen, was können wir tun, um auch wirklich eine vernünftige und vor allem auch lückenlose Umsetzung zu ermöglichen, denn eine 1 zu 1-Übernahme der Bundesregelung würde bedeuten, dass wichtige Bedienstetengruppen, wie die ApothekerInnen oder die LehrerInnen der Musiklehranstalten, aber auch unsere Lehrlinge zum Beispiel, nicht betroffen sind. Das heißt, wir werden uns noch mit der GdG zusammensetzen und hier verhandeln, wie das im Konkreten ausschauen wird. 

Die Frage, die Sie angesprochen haben, ist natürlich auch eine ganz besonders wichtige, und ich kann dem Ergebnis der Verhandlung natürlich nicht vorgreifen, weil sonst bräuchten wir uns nicht zusammensetzen und reden.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Römer.

Abg Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Da der Meinungsprozess offensichtlich noch nicht weit fortgeschritten ist, verzichte ich auf die zweite Anfrage.
Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Danke schön! Auf Wiedersehen!

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen zur 4. Anfrage (FSP/04055/2002/0002-KSP/LM). Sie wurde von Frau Abg Barbara Novak-Schild gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet: Welche gesetzlichen Maßnahmen gibt es, um einen umfassenden Bodenschutz für Wien zu gewährleisten?

Ich bitte um die Beantwortung.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Sehr geehrte Frau Landtagsabgeordnete!

Ihre Frage, umfassender Bodenschutz, hat in Wien einen hohen Stellenwert. "Welche Maßnahmen gibt es, um einen umfassenden Bodenschutz für Wien zu gewährleisten?" 

Ja, Wien ist Umweltmusterstadt und Umweltschutz ist auch Bodenschutz. Der Boden hat ja verschiedene Funktionen. Ich möchte nur aufzählen: 

Er hat eine Lebensraumfunktion. Der Boden ist unser Lebensraum, der Boden bietet die Grundlage für all unser Leben. 

Er hat Regelungsfunktion. Erinnern wir uns an unser letztes Hochwasser, hier hat dieser Boden auch Speicherfunktion. 

Er hat auch Pufferfunktion. 

Diese Funktionen gilt es zu bewahren. 

Nutzungsfunktion: Die kennen wir, Nutzungsfunktion für die Produktion von Nahrungsmitteln, von Saatmitteln. 

Produktionsfunktion. 

Informationsfunktion. 

Und selbstverständlich auch eine Kulturfunktion.

Mir liegt es ganz besonders am Herzen, unsere Maßnahmen, unsere Zielvorstellungen, die jetzt schon in Wien für einen umfassenden Bodenschutz bestehen, in einen gesetzlichen Rahmen einzubetten und in einem umfassenden Bodenschutzgesetz zu vereinigen. Im Wesentlichen wird es notwendig sein, diesen Bodenschutz - und da geht es eben um die Erhaltung unserer Lebensgrundlage - dahin gehend zu verändern, dass wir den Boden nicht als Produktionsmittel sehen, sondern als umfassendes Umweltmedium. Es gilt, die Vielfalt der Bodenfunktionen zu erhalten, und die Aufmerksamkeit muss von der Nutzungsfunktion des Bodens auf den Lebensraum, auf die Regelungsfunktion und vor allem auf die Kulturfunktion gelenkt werden.

Selbstverständlich ist es notwendig, im Rahmen eines derartigen Gesetzes auch auf die unterschiedlichen Böden Rücksicht zu nehmen. Es muss hier ein geeigneter Rahmen zum Schutz dieser Böden geschaffen werden. Auf Bundesebene, das wissen wir, gibt es zahlreiche gesetzliche Bestimmungen, die nur mittelbar positive Auswirkungen auf den Boden haben können. 

Beispielsweise das Düngemittelgesetz, das Pflanzenschutzmittelgesetz, das Chemikaliengesetz. Diese Gesetze regeln nur das In-Verkehr-bringen dieser Stoffe, dieser Chemikalien. Die Anwendung dieser Produkte, die Anwendung dieser Stoffe, kann bis jetzt nicht über bundesgesetzliche Regelungen erfasst werden. Diese Anwendung ist zentral zu regeln und hier zentral in Länderkompetenz. Es muss hier im Rahmen eines Landesbodenschutzgesetzes jedenfalls der vorsorgende Bodenschutz höchste Priorität haben. Hier muss die Ausbringung und die Verwendung dieser Mittel im Hinblick auf die chemisch-biologische Funktion des Bodens, im Hinblick auf die Erosion, auf die Bodenqualität und vor allem auf den Bodenzustand geregelt werden und - das ist von ganz besonderer Bedeutung - es geht auch hier um einen nachsorgenden Bodenschutz. 

Es muss hier auch Raum geschaffen werden zur Erlassung, zur Vorschreibung von Bodenverbesserungsplänen. Auf EU-Ebene gibt es bereits Bestrebungen zu einer einheitlichen Bodenschutzstrategie. Auf Bundesebene - und das fordere ich schon sehr lange als Expertin im Bereich des Umweltschutzes - zählt dazu auch ein Bodenschutzgesetz, ein österreichweites Bodenschutzgesetz. Aber um hier nicht säumig zu sein, um diese Regelungen abzuwarten, weil selbstverständlich jetzt auch in den letzten 20 Jahren nichts passiert ist, wird es notwendig sein, in Wien ein derartiges Gesetz zu erarbeiten. Ich habe daher bereits schon bei Amtsantritt einen Arbeitskreis Landwirtschaft eingerichtet. Ich habe Herrn Univ Prof Ludwig Maurer ersucht, gerade hier in diesem Arbeitskreis ein Leitziel zur Erhaltung der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung und zur Ökologisierung der Bewirtschaftung auszuarbeiten und es wird ein agrarstruktureller Entwicklungsplan erarbeitet werden.

Es werden Bodenschadstoff-Monitoringstellen eingerichtet werden, es wird die Einrichtung von Dauerbeobachtungsflächen erfolgen und es wird auch die Kompostwirtschaft zu regeln sein. 

Jetzt ist es die Aufgabe der MA 22, aus diesen Ergebnissen heraus ein Bodenschutzgesetz zu erarbeiten und hier wird es notwendig sein, die vorliegenden, vorhandenen gegenläufigen Interessen im Sinne eines vorsorgenden Bodenschutzes auszugleichen und miteinander in Einklang zu bringen. Hier wird es notwendig sein, Ziele zu formulieren, Instrumentarien zu definieren und festzustellen, welche Instrumentarien zur optimalen Zielerreichung geeignet sind. 

Es müssen die Aspekte der Bodenqualität erhalten werden, Bodenverbrauch, Versiegelung, Entsiegelung von Flächen und selbstverständlich auch die Nachnutzung, die Nachnutzung von Industriestandorten. Mir liegt es am Herzen, dass hier Bodenmonitoring-Flächen eingerichtet werden, der Bodenkataster aktualisiert wird und alle zwei Jahre von der MA 22 ein Bodenbericht vorzulegen ist. 

Wir können hier auf einem sehr hohen Standard aufbauen, denn in Wien gilt ja jetzt schon das Aufbringungsverbot von Klärschlämmen auf Böden. Mein Anliegen geht dahin, dass auf Böden keinerlei Kompost aufgetragen werden darf, der schlechter ist als A +, keinerlei Erden aus Abfällen auf landwirtschaftlichen Flächen aufgebracht werden dürfen und vor allem auf bestimmten landwirtschaftlichen Flächen keine Jauche und Gülle aufgetragen werden darf. 

Ein weiterer Punkt ist, es muss auch möglich sein, per Bescheid Aufträge zur Bodenverbesserung an den Nutzungsberechtigten zu erteilen. Das heißt, das Gesetz muss den Rahmen geben für die Erstellung von Grenzwerten für Böden, um hier entsprechend Nachsorgemaßnahmen, Koordinierungsmaßnahmen treffen zu können. 

Es gilt auch hier, eine Bodeninventur zu erstellen und Versuchsflächen zur ökologischen Bodenverbesserung einzurichten. Diese Versuche laufen jetzt schon.

Das heißt, mit einem modernen Bodenschutzgesetz werden wir in Wien auf höchstem Standard aufbauen können. Wir kommen hier mit einem umfassenden Bodenschutzgesetz der Vorsorge und der Nachsorge entsprechend nach. Wir gehen den Weg von der Reparaturgesellschaft zur Vorsorgegesellschaft und ein modernes Bodenschutzgesetz bietet den gesetzlichen Rahmen dafür.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Maresch, bitte.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Wir haben jetzt gehört, dass es ein neues Bodenschutzgesetz geben wird. Vor einigen Monaten hat es ja von Global 2000 diese Bodenproben gegeben, die DDT in überhöhten Maßen im Boden nachgewiesen haben.

Deswegen meine Frage: Wird es in diesem neuen Bodenschutzgesetz von Anfang an Grenzwerte bei Insektiziden, Pestiziden und überhaupt auch bei Nitraten geben, Ja oder Nein?
Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Landeshauptmann! Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Um nochmals auf die Ergebnisse dieser Untersuchungen von Global 2000 zurückzukommen: Es gibt keine Grenzwerte, sondern es gibt, wenn überhaupt, Richtwerte im internationalen Vergleich. Diese Richtwerte für nähere Untersuchungen wurden bei weitem nicht einmal erreicht, geschweige denn wurden Sanierungswerte, Werte, die eine Untersuchung ermöglichen würden, jemals erreicht, sondern es wurden diese Werte um ein Zehnfaches unterschritten. Diese Werte liegen vor, wir haben es nochmals überprüft, sie liegen weit unter den jeweiligen Untersuchungswerten.

Zu Ihrer Frage im Konkreten: Ich habe schon in meiner Beantwortung hier gesagt. In diesem Gesetz wird ein Rahmen für Verordnungen geschaffen werden und im Rahmen dieser Verordnungen werden dann mit den beteiligten Kreisen, mit Experten, auch dafür entsprechende Grenzwerte vorzubereiten sein. Vorausgesetzt, dass derartige wissenschaftliche Erkenntnisse vorliegen und auch wissenschaftlich anerkannt sind, und vor allem muss es auch kontrollierbar sein. Weil ein Grenzwert, der nur auf dem Papier steht und nicht kontrollierbar ist, hat keinerlei Sinn. Das gilt es zu beachten. Jetzt geht es in erster Linie um die Schaffung eines Gesetzes und dann wird die Verordnung vorbereitet werden.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Parzer, bitte.

Abg Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ein Frage dazu: Welchen Beitrag leistet der Einsatz natürlicher Schädlingsbekämpfung bei den Wiener Gärtnern für den Schutz dieses Bodens?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Die natürliche Schädlingsbekämpfung wird von den Wiener Gärtnern hervorragend angewendet, das ist beispielhaft. Diese Regelungen werden auch sicherlich in diesem Gesetz Eingang finden, um dieser natürlichen Schädlingsbekämpfung entsprechend breiten Raum zu geben.

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Reinberger, bitte.

Abg Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin! 

Sie haben selber schon ausgeführt: Das Hochwasser hat gezeigt, was dann passieren kann, wenn der Boden nicht aufnahmefähig genug ist, und bei starken, anhaltenden Regenfällen Katastrophen hervorrufen kann. Gerade im städtischen Gebiet haben wir sehr häufig versiegelte Böden. 

Meine Frage ist daher: Was wird in diesem Bodenschutzgesetz vorgesehen sein, welche Maßnahmen, Böden zu entsiegeln beziehungsweise der weiteren massiven Versiegelung von Böden Einhalt zu gebieten, um die Speicherqualität des Bodens zu gewährleisten, damit auch den Boden und uns alle auch vor zukünftigen Hochwässern zu schützen?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Im Rahmen dieses Bodenschutzgesetzes werden alle Institutionen zur Erarbeitung der Richtlinien dieses Gesetzeswerkes vertreten sein, und mir geht es darum, dass genau diese Punkte auch dort zu behandeln sein werden. Aber das ist vorauszuschicken: 

In diesem Bodenschutzgesetz geht es vordringlich um landwirtschaftlich genutzte Flächen und diese Punkte werden dort sicherlich unter der Leitung von Herr Prof Mauer gemeinsam mit Frau Büchl-Krammerstätter zu behandeln sein.

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Novak-Schild, bitte.

Abg Barbara Novak-Schild (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadträtin!
Danke für die umfassende Beantwortung meiner ersten Frage. 

Ich möchte auf der europäischen Ebene anschließen. Dort ist ja zurzeit eine EU-Rahmenrichtlinie in Vorbereitung und ich würde gerne wissen, welche Auswirkungen sehen Sie auf das Land Wien und halten Sie es trotzdem für sinnvoll, zwischenzeitlich eigene Maßnahmen zum Schutz des Bodens zu setzen?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Mir geht es darum, dass hier in Wien alle Maßnahmen zum Schutz des Bodens gesetzt werden. Wie gesagt, wir haben schon sehr viele Maßnahmen, sehr viele Ziele vorgegeben, es fehlt noch der gesetzliche Rahmen.

Auf EU-Ebene wird derzeit ein EU-Weißbuch vorbereitet. Es gibt eine Mitteilung der Europäischen Kommission vom 16. April 2002 mit dem Titel "Hin zu einer spezifischen Bodenschutzstrategie". Auf Basis dieser EU-Richtlinie soll dann eine entsprechende EU-Bodenschutzrichtlinie erarbeitet werden. Diese EU-Rahmenrichtlinie wird dann sicherlich Eingang finden müssen in die Bundesgesetzgebung. 

Aber so lange wollen wir hier, will ich in Wien, nicht warten. 

Wir können zwischenzeitlich im Einklang mit der EU entsprechende Gesetze vorbereiten. Das heißt, das Wiener Bodenschutzgesetz muss selbstverständlich mit dem EU-Weißbuch im Einklang sein, das derzeit in Vorbereitung ist.

Präsident Johann Hatzl: Damit kommen wir zur 5. Anfrage (FSP/04059/2002/0003-KVP/LM). Sie wurde von Herrn Abg Dr Matthias Tschirf gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet: Werden Sie sich - entsprechend Ihrer Ankündigung in der Regierungserklärung - dafür einsetzen, dass Bürgern mit Zweitwohnsitz in Wien das Wahlrecht bei den Wiener Gemeinderats- und Bezirksvertretungswahlen eingeräumt wird?

Ich bitte um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Ich würde Ihnen gerne mit einem Zitat antworten, nämlich: "Spät kommt Ihr - doch Ihr kommt! Der weite Weg, Graf Isolan, entschuldigt Euer Säumen."

Wir befinden uns in dieser Diskussion in der Auswertung der externen Begutachtung. Das ist für einen Gesetzwerdungsprozess weit fortgeschritten, aber natürlich noch nicht zu spät. In der Tat ist es richtig, dass ich in der Regierungserklärung gesagt habe, dass Wiener Zweitwohnungsbesitzer vom Wahlrecht nicht ausgeschlossen sein sollten, wie das in einigen Bundesländern auch bereits gelöst wurde, in anderen Bundesländern aber noch der Fall ist.

Daher bin ich auch davon ausgegangen, dass man sich diesem Problem zuwendet. Wie ich allerdings informiert wurde, hat das keine der Parteien in den Diskussionen und Verhandlungen über die Erstellung eines neuen Wahlrechts offensiv angesprochen. Nichtsdestotrotz sage ich Ihnen gerne zu: Ich stehe zu dem, was ich in der Regierungserklärung sagte, man soll sich das durchaus auch anschauen. Man soll sich von den allgemeinen statistischen Zahlen, die man hier bekommt, nicht täuschen lassen, weil die Statistik ist nicht in der Lage, zwischen inländischen Zweitwohnungsbesitzern in Wien und Ausländern, sowie Wiener Zweitwohnungsbesitzer in Wien selbst - also Kleingartenbereich und ähnlichem - zu unterscheiden. 

Also, die Quantität ist zweifelsfrei eine sehr geringe. Aber ich stehe dazu, man soll sich das anschauen. Worum ich mich allerdings bemühen werde, ist, eine Vereinheitlichung bei den Bundesländern herbeizuführen. Ich habe bisher noch keine Auskunft von der Verbindungsstelle der Bundesländer bekommen, wie das in allen Bundesländern geregelt ist. Aber ein kurzer Überblick, den man sich natürlich im Laufe der Zeit bei solchen Fragen erwirbt, zeigt, dass dies bei den Bundesländern selbst höchst unterschiedlich geregelt ist. 

Ich weiß, dass unsere niederösterreichischen Nachbarn und Freunde dies klar geregelt haben, die haben dieses Wahlrecht für Zweitwohnungsbesitzer, ich mache auch gelegentlich Gebrauch davon. Ich denke, dass hier eine Reziprozität vernünftig ist, aber ich meine auch, man sollte dies österreichweit einheitlich regeln. Das würde mir vernünftig erscheinen.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Dr Tschirf, bitte.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann! 

In die externe Begutachtung wurden jene Teile geschickt, wo es eine verfassungsrechtliche Diskussion gibt. Da es in anderen Bundesländern diese Regelung gibt und es auch in der Lehre und Judikatur unbestritten ist, so ist es sicherlich bundesverfassungskonform, dass wir das machen. 

Werden Sie sich dafür einsetzen, dass in die Regierungsvorlage, die zum Thema Wahlrecht erstellt wird, auch das Wahlrecht für inländische Zweitwohnsitzbesitzer in Wien eingebracht wird?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann!

Ich kann Ihnen versichern, ich habe es schon gerne, wenn Dinge, die in der Regierungserklärung gesagt wurden, dann auch in der Folge umgesetzt werden. So etwas mag ich einfach. Und ich kann Ihnen daher versichern, dass ich mir das wirklich anschauen werde. Auch nicht nur auf die Verfassungskonformität hin - das haben wir ja juristisch zweifelsfrei schon festgestellt -, sondern auch auf die Konformität mit der Regierungserklärung. Ich habe es allerdings auch bisher so gehalten, dass ich die Frage der Wahlrechtsreform sehr der Diskussion zwischen den Parteien überlassen habe, denn in allererster Linie ist dies zweifelsfrei eine Frage, wo man versuchen sollte, dabei mit größtmöglichem Konsens vorzugehen. 

Aber ich kann Ihnen versichern, dass ich auf diese Kompatibilität mit der Regierungserklärung sehr schauen werde und auch Wert darauf legen werde. 

Präsident Johann Hatzl: Nächste Zusatzfrage: Herr Abg Dr GÜNTHER, bitte.

Abg Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Gleich nach der Gemeinderatswahl 2001 haben vor allem die GRÜNEN und die SPÖ darauf gedrängt, eine Änderung des Wiener Wahlrechts durchzuführen. Es hat lange Diskussionen gegeben und geheißen, im Herbst wird es zur Beschlussfassung vorliegen. Es ist jetzt erst das Begutachtungsverfahren durchgeführt worden, aber der Druck ist jetzt nicht mehr so übertrieben groß wie ich merke und es haben bereits vor Abschluss des Begutachtungsverfahrens die derzeitigen Regierungsparteien angekündigt, dass sie diesen Vorschlag vor dem Verfassungsgerichtshof bekämpfen werden. 

Ist der Grund, warum jetzt nicht mehr so eine Eile geboten ist, vielleicht der bevorstehende Wahltermin, beziehungsweise die Hoffnung, nach diesem Wahltermin eine andere Zusammensetzung der Bundesregierung zu haben, die vielleicht diesen Wunsch, dies vor dem Verfassungsgerichtshof zu bekämpfen, nicht so stark dokumentieren wird? 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Bei aller Wertschätzung, Herr Landtagsabgeordneter, vor Ihrem politischen Instinkt und Ihren Gefühlen, aber ich darf Ihnen versichern, dass wir uns schon im Wiener Gemeinderatswahlkampf sehr gut überlegt haben, was wir sagen und das Ausländerwahlrecht, das Sie hier sicherlich auch meinen, war nicht unbekannt. Es hat die Sozialdemokratische Partei ja nicht hinter dem Berg gehalten in dem Wahlkampf, wofür sie eintritt und was sie sagt und grundsätzlich weiß jeder, dass er auch davon ausgehen kann, dass dies umgesetzt wird, was in einem Wahlkampf gesagt wird. Und daher kann ich einen Zusammenhang mit dem Nationalratswahlkampf in keiner Weise erkennen. Wenn man das nicht gewollt hätte, hätte man die Sozialdemokraten ja schon bei den Wiener Gemeinderatswahlen bestrafen können, was man bekanntlich nicht getan hat. 

Also, so betrachtet, sehe ich diesen Zusammenhang nicht, aber ich kann auch nicht erkennen, dass hier eine Trödelei vorliegen würde, denn wenn ich mich dunkel erinnere, hat am Samstag der Herbst begonnen und so gesehen kann ich Ihnen versichern, dass auch der Zeitplan, wonach im Herbst ein beschlussfähiger Antrag vorliegen wird, durchaus erfüllt wird. Also, ich bin eigentlich ganz zufrieden mit der Diskussion. Sie ist seriös, sie ist gut, sie ist kontrovers, dort, wo sie kontrovers zu sein hat, sie ist einheitlich, dort, wo sie einheitlich zu sein hat. Also, ich finde das eigentlich sehr in Ordnung. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Mag Chorherr, die nächste Frage, bitte.

Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Ich finde es ja entzückend, dass Herr Abg Tschirf zur Briefwahl vom Zweitwohnsitz fragt (Abg Dr Matthias Tschirf: Das habe ich gar nicht gefragt!), aber zum wesentlichen Thema, das die ÖVP zur Überraschung auch vieler ÖVP-WählerInnen in Wien angezogen hat, hier nicht fragt. Beziehungsweise ist der Herr Obmann, der neue Obmann Finz inzwischen ja auch schon gegangen, vielleicht geniert er sich auch dafür. Interessant ist ja, dass die Frage, ob alle Wienerinnen und Wiener wählen dürfen, was auch in vielen ÖVP-Kreisen als wichtige Geschichte, als wichtiges Grundrecht gesehen wird, nicht primär von der FPÖ, sondern von der ÖVP. Ich halte das für eine sehr wichtige Frage, die in der Tat im Nationalratswahlkampf thematisiert wird. Gerade als eine Partei, die wesentlich für dieses Wahlrecht für alle Wienerinnen und Wiener eintritt. 

Trotzdem eine wichtige Detailfrage an den Herrn Landeshauptmann, weil wir hier ja noch in der Diskussion sind. Grundsätzlich sehen wir das ja anders, und was die Fünf-Jahres-Frist betrifft, da spare ich mir jetzt im Detail die Fragen. Wir meinen, dass sofort alle EU-BürgerInnen und TürkInnen, Slowenen gleichgestellt werden sollen, aber in einem Detail verstehe ich den Entwurf nicht und unsere Frage ist, ob hier noch etwas zu ändern ist.

Momentan ist in dem Entwurf vorgesehen, dass jemand unausgesetzt fünf Jahre lang in Wien gemeldet sein muss. Wenn jemand also nur ein halbes Jahr nach Wiener Neudorf übersiedelt und dann wieder zurückkommt, zumindest beruflich, und dann sieben Jahre schon in Wien ist, aber nur ein halbes Jahr nicht in Wien ist, dann das Wahlrecht nicht möglich ist. Halten Sie das für eine schlaue Form, für eine gerechte Form, oder können Sie sich vorstellen, dass der Entwurf dahin gehend geändert wird, dass nicht jedes Mal, auch wenn nur kurz der Wohnsitz in Wien unterbrochen wird, die Frist von neuem zu zählen begonnen wird, sondern das entsprechend angerechnet wird?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Nach den Informationen, die ich habe, bin ich, im Gegensatz zu Ihnen, der Auffassung, dass dies keine politische Frage, sondern eine juristische ist. Natürlich, wenn man das mit dem gesunden Hausverstand betrachtet, brauchen wir gar nicht reden darüber, ist es natürlich nicht wirklich vernünftig. Es ist mir allerdings erläutert worden, dass dies eine juristische Voraussetzung ist, dass es so gelöst wird. Nun gut. Es gibt in der Zwischenzeit andere juristische Auffassungen und vor dem Hintergrund wird das durchleuchtet werden. 

Ich bin der Auffassung, man sollte hier tunlichst mit dem gesunden Hausverstand vorgehen, man sollte sich nicht davor fürchten, dass der Verfassungsgerichtshof darüber befinden wird - in gar keiner Weise -, man sollte aber natürlich auch darauf achten, dass man nicht in offene Fallen läuft. Und daher schaut man sich das an. Das ist sicherlich eines der Dinge, eines der zwei, drei Dinge, die noch zu klären sind, bevor es endgültig vorgelegt und eingebracht wird.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Dr Tschirf, bitte.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann!

Sie haben in der Beantwortung zur zweiten Frage, die ich gestellt habe, darauf hingewiesen, dass bei Wahlrechtsfragen mit entsprechender Sensibilität und auch entsprechender Abstimmung zwischen den Fraktionen vorgegangen werden sollte. 

Wir, die ÖVP, haben in dem Unterausschuss oder in dieser Vorberatungsrunde zum Wahlrecht verlangt, dass im Hinblick auf die verfassungsrechtlichen Bedenken, die auch gegen das aktive Wahlrecht für Drittstaatsangehörige bestehen, verschiedene Verfassungsrechtler gehört werden sollten. Das ist ein üblicher Vorgang, der beispielsweise auch in anderen gesetzgebenden Körperschaften so gepflogen wird. Das ist nicht geschehen. Sie haben ein einziges Gutachten in Auftrag gegeben, nämlich an einen Professor, von dem bekannt ist, dass er dazu tendiert, das für verfassungskonform anzusehen. Mittlerweile liegt dem ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien ein Gutachten eines Verfassungsrechtsprofessors vor, das ganz klar sagt, dass das Ausländerwahlrecht - ich kann das gerne vorlegen - schon im Hinblick auch auf die entsprechenden Passagen der Bundesverfassung 1920 und die entsprechende Judikatur verfassungswidrig ist.

Herr Landeshauptmann, werden Sie jetzt zugänglich sein, sich auch mit anderen verfassungsrechtlichen Positionen auseinander zu setzen, damit wir uns dann nicht in einer peinlichen Situation vor dem Verfassungsgerichtshof befinden? 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann!

Selbstverständlich, nachdem ich ja großen Respekt vor Juristen im Allgemeinen und Verfassungsrechtlern im Besonderen habe, bin ich selbstverständlich herzlich gerne bereit, dass alle Verfassungsrechtler und Verfassungsrechtsauffassungen dazu gehört werden. Ich habe allerdings vor allen gleich Respekt. Also, ich würde jedenfalls einen Verfassungsrechtler nicht so abqualifizieren, dass ich sage, na, von dem wissen wir eh was für eine Meinung er hat und daher zählt das nicht, das würde ich nicht tun. 

Aber ich bin gerne bereit, mich mit Prof Welan im Besonderen auch zu unterhalten und beraten zu lassen, was er zur Frage des Ausländerwahlrechtes meint, denn ich bin überzeugt, dass wir von ihm ein auch von Ihnen anerkanntes objektives Urteil erhalten werden und daher werden wir das gerne tun. 

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen zur 6. Anfrage (FSP/02924/2002/0001-KFP/LM). Sie wurde von Herrn Abg Ing Rudolph gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport gerichtet: Welche Maßnahmen im Vollzug des Jugendschutzgesetzes werden Sie veranlassen, um Kinder, die offensichtlich zur organisierten Bettelei missbraucht werden, zu schützen?
Ich bitte um die Beantwortung. 

LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Sie haben mich gefragt, welche Maßnahmen ich im Vollzug des Jugendschutzgesetzes veranlassen werde, um Kinder, die offensichtlich zur organisierten Bettelei missbraucht werden, zu schützen. Nun, ich weise Sie nur ungern auf Dinge hin, die nicht ganz so sind, wie sie sein sollten, auf Irrtümer, aber ich muss es in dem Fall tun, denn das, was hier an gesetzlicher Vorgabe zum Tragen kommt, ist nicht das Jugendschutzgesetz, das haben wir erst vor kurzem novelliert und hier beschlossen. Sie kennen die Inhalte, setzte ich jetzt einmal voraus. 

Es ist ganz im Gegensatz das Wiener Jugendwohlfahrtsgesetz, das hier zur Anwendung kommt und wo klar geregelt ist, dass das Kindeswohl zu beachten ist. Es ist daher so, wenn bettelnde Kinder aufgegriffen werden, dann prüft die MA 11, die hier zuständig ist, in jedem einzelnen Fall, ob Hilfen zur Erziehung notwendig sind. Dies kann, wenn die Eltern das Wohl des Kindes nicht mehr gewährleisten, bis zur Kindesabnahme führen. 

Im konkreten Fall handelt es sich aber in den Fällen der von der Polizei aufgegriffenen bettelnden Kinder meistens um ausländische StaatsbürgerInnen, deren erziehungsberechtigte Angehörige in Österreich nicht festgestellt werden können und in diesen Fällen nimmt die MA 11 Kontakt mit den zuständigen Behörden des Heimatlandes auf, um eine geordnete Rückführung dieser Kinder in ihre Heimatländer im Rahmen der bestehenden Rückübernahmeabkommen in die Wege zu leiten. Die Botschaften sind hier sehr hilfreich und mit einbezogen und ganz besonders wichtig ist es, dass in meinem Auftrag die MA 11 mit den Botschaften und vor allem mit den örtlichen Jugendwohlfahrtsbehörden der betroffenen Länder in der Zwischenzeit Vereinbarungen getroffen hat, die sicherstellen, dass die Kinder nach ihrer Rückführung dann auch von den dort zuständigen Behörden dem Kindeswohl entsprechend versorgt und behandelt werden, denn sonst wäre es nicht sinnvoll, die Kinder einfach nur zurückzuschicken. Bis zur Rückführung werden die Kinder in den Kriseneinrichtungen der MA 11 untergebracht und betreut. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Rudolph. 

Abg Ing Herbert Rudolph (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! 

Herzlichen Dank. - Die Frage nach der genauen Textierung eines Gesetzes ist eine selbstverständlich hier auch zulässige. Die Motivation für die Frage entsprang aber einer Aussage des Herrn Landeshauptmanns, der eben im Zusammenhang mit der vor allem im Frühjahr sehr stark feststellbaren organisierten Bettelei in Wien massiv nach dem Einsatz der Polizei gerufen hat. 

Nun gibt es ja in der öffentlichen Debatte auch hier durchaus unterschiedliche Meinungen, wie weit hier der Einsatz der Exekutive zu bevorzugen ist, wie weit es andere sozialpolitische Maßnahmen sind und jetzt habe ich mir gedacht, da der Herr Landeshauptmann so massiv nach der Polizei ruft, scheinen die anderen sozialen Instrumentarien der Stadt offensichtlich nicht ausreichend zu sein. 

Ich frage Sie daher: Über welche zusätzlichen rechtlichen Möglichkeiten würden Sie gerne verfügen, um dem hier beschriebenen Phänomen, das Ihnen ja bekannt ist, besser Herr werden zu können? 

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

LhptmStin Grete Laska: Zum Ersten, ich stimme mit dem Herrn Landeshauptmann vollkommen überein, dass wir hier in diesem Fall sowohl die Polizei benötigen als auch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Jugendwohlfahrtsbehörde, denn nur in dem Zusammenspiel kann es funktionieren. 

Dass wir im Moment hinsichtlich der Polizei in eine Lücke hineinrufen, weil es das Innenministerium geschafft hat, in Wien den Dienstpostenplan so weit zu unterschreiten, dass es tatsächlich bereits gravierende Probleme gibt und auch von der Polizei selbst immer wieder dokumentiert wird, dass es hier eine Unterbesetzung und vieles andere mehr gibt. Das hoffe ich, ist jetzt dann auch beendet, wenn es nach dem 24. November andere Voraussetzungen gibt. 

Nichtsdestotrotz ist das Zusammenspiel gut und das Bemühen der Wiener Polizei ein großes, gemeinsam mit den Jugendwohlfahrtsbehörden, mit den Kriseneinrichtungen der MA 11 eine Vorgangsweise zu finden, und es wurde eine solche auch gefunden. Die gesetzlichen Rahmenbedingungen sind ausreichend. Das Wiener Jugendwohlfahrtsgesetz regelt das eindeutig und was das Wichtige ist - und das gelingt immer besser -, ist das Zusammenspiel mit den Behörden vor Ort, damit sichergestellt wird, dass Kinder und Jugendliche nicht von Erwachsenen, deren Zielorientierung sicher nicht das Kindeswohl ist, ausgenützt und für die organisierte Bettelei eingesetzt werden. 

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Sommer-Smolik.

Abg Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! 

Unserer Meinung nach ist der Ruf nach der Polizei nicht immer der wirklich geeignete, sondern dass eben hier auch sozialpolitische Maßnahmen greifen müssen, so, wie Sie es auch bezüglich des Jugendwohlfahrtsgesetzes erzählt haben. 

Jetzt ist ja die Bettelei auch ein Ausdruck der auftretenden Schere zwischen Arm und Reich und ist ja auch nicht nur wirklich unabhängig von der Sozialpolitik zu sehen, die die Bundesregierung in den letzten zwei Jahren betrieben hat. 

Meine Frage ist nun: Es wird von Institutionen immer wieder gefordert, dass ein Armutsbericht für Österreich erstellt wird, um sich anzusehen, wie das mit der Armut in diesem Land ausschaut, vor allem auch mit der Kinderarmut. Können Sie sich vorstellen, dass es einen Bericht der Kinderarmut in Wien geben könnte?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

LhptmStin Grete Laska: Wir können gerne hier über einen Bericht zur sozialen Situation in Wien und damit auch über die Einkommenssituation der Wiener Familien diskutieren. Es hat erst vor kurzem eine Statistik gegeben, die Sie sicherlich verfolgt haben werden, in der sich die Einkommensentwicklung in den einzelnen Bundesländern gezeigt hat und wo auch festgestellt wurde, dass Wien im Vergleich der einzelnen Bundesländer weitaus besser abschneidet. Nichtsdestotrotz ist Wien immer bemüht, gerade durch verschiedenste Maßnahmen der sozialen Staffelung und ähnlichem besonders jenen Familien zu helfen und sie zu unterstützen, die sich nicht am oberen Rand der Einkommensskala befinden, sondern eher am unteren. 

Die Diskussion jedoch gerade bei dieser Anfrage in den Raum zu stellen, ist deshalb der falsche Ansatz, weil, wenn Sie mir zugehört haben, ich eingangs erwähnt habe, dass gerade bei der organisierten Bettelei und bei den Kindern, die hier ganz bewusst verwendet werden - und ich benenne es so wie es ist, missbraucht und verwendet werden -, es sich nicht um Wiener und auch nicht um österreichische Kinder handelt. Und daher ist es unsere Aufgabe, auch im Hinblick darauf, dass es um den Schutz dieser Kinder geht und um ihr Wohlbefinden, dass wir alle Maßnahmen auch des hohen Standards der Wiener Jugendwohlfahrt ausnützen, um in den Ländern, aus denen die Kinder kommen, dafür zu Sorgen, dass die Standards angehoben werden. 

Und da gibt es viele Maßnahmen. Da gibt es auch jene Angebote, die teilweise schon aufgegriffen werden, auch in gemeinsamen Programmen der Europäischen Union, im Bereich der Ausbildung von Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeitern, in Kooperation mit diesen Ländern, um dafür Sorge zu tragen, dass vor Ort die sozialen Netze verbessert werden, sodass der Schutz der Kinder dort einsetzt, wo er in Wirklichkeit einzusetzen hat. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Ulm.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! 

Selbstverständlich muss der Schutz der missbrauchten Kinder an oberster Stelle stehen und ich teile die Auffassung, dass man hier sowohl die Polizei als auch soziale Einrichtungen bemühen muss. Es hat vor kurzer Zeit Initiativen gegeben, das Wiener Sicherheitspolizeigesetz im Hinblick auf den Paragraph 2 - das ist die Bestimmung über die Bettelei - zu reformieren, zu präzisieren, auch zu verschärfen, wenn Sie so wollen, und es hat im letzten Ausschuss Geschäftsgruppe StRin Brauner auch - wenn auch nur eine kurze, so doch - eine Debatte über die Reform dieses Sicherheitspolizeigesetzes gegeben. Aus dem Verhalten der Frau StRin Brauner war zu schließen, dass sie hier keinen Reformbedarf sieht. 

Daher frage ich Sie, ob Sie nicht die Möglichkeit sehen, den Jugendschutz zu erhöhen, indem auch die Vorschriften im Wiener Sicherheitspolizeigesetz reformiert werden? 

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

LhptmStin Grete Laska: Erstens einmal bitte ich zur Kenntnis zu nehmen, dass ich nicht im Ausschuss der Frau StRin Brauner bin, daher die Diskussion, die dort geführt wurde, nicht nachvollziehen kann. 

Ich bin aber sicher, und vollkommen eines Sinnes mit der Frau Stadträtin, dass Verschärfungen im Wiener Sicherheitspolizeigesetz allein nicht ausreichen werden, um das Grundübel, über das wir hier und jetzt diskutieren, nämlich den Missbrauch und die Ausnützung von Kindern und Jugendlichen in Systemen, die offensichtlich Kindeswohl nicht in den Vordergrund rücken, abzustellen und sie tatsächlich dorthin zu bringen, wo unsere Standards sind. Nämlich dass sichergestellt wird, dass, egal aus welchen sozialen Situationen diese Kinder kommen, in ihren Heimatländern das Recht auf Ausbildung, das Recht auf Kindeswohl in Geborgenheit, und wenn es in der Familie nicht möglich ist, dann in anderen Einrichtungen, und die soziale Kompetenz der zuständigen Einrichtungen soweit sichergestellt wird, dass es funktioniert, und zwar so funktioniert, wie es bei uns funktioniert. Dazu sind die jetzigen Gesetze vollkommen ausreichend. 

Das Zusammenspiel wäre auch wunderbar, hätte, wie ich schon eingangs erwähnt habe, die Wiener Polizei auch das nötige Personal, um dementsprechend mit der Jugendwohlfahrtsbehörde kooperieren zu können.

Präsident Johann Hatzl: Die nächste Zusatzfrage stellt Herr Abg Ing RUDOLPH.

Abg Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin! 

Ich greife gerne Ihre Hinweise bezüglich der Polizei einmal auf und bitte Sie, Ihre Aufmerksamkeit einmal auf den letzten Bericht des Unabhängigen Verwaltungssenats zu richten. Dieser stellt nämlich fest, dass es auf Grund der Personalpolitik der Stadt Wien praktisch zu einer Aushebelung des Rechtsstaates kommt, weil hier nicht adäquat Personal zur Verfügung gestellt wird. Dies sei hier nur angemerkt. - Punkt 1.

Punkt 2: Im Zusammenhang mit der EU-Osterweiterung wird es selbstverständlich als Begleiterscheinung auch zu einer Zunahme der organisierten Bettelei kommen; das ist eine ganz typische Form der Kleinkriminalität.

Ich frage Sie daher: Welche Maßnahmen werden Sie schon präventiv veranlassen, um dieser absehbaren Entwicklung entgegenzuwirken?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin, bitte.

LhptmStin Grete Laska: Ich bin jeweils heftig bemüht, Ihren Gedankengängen zu folgen. Manchmal misslingt es, wie gerade eben bei Ihrem Einleitungssatz, denn ich kann den unmittelbaren Zusammenhang zwischen den Anmerkungen, die Sie hier machen, und dem Dienstpostenplan der Wiener Polizei nicht erkennen. Der Dienstpostenplan der Wiener Polizei obliegt, was seine Erfüllung anbelangt, dem Bundesministerium für Inneres, und dort tut sich eine gewisse Lücke auf. 

Zum Zweiten: Ich habe bereits gesagt - und wiederhole es gerne noch einmal, denn das sichert den Unterrichtsertrag -, dass wir in vielen Bereichen bereits Maßnahmen ergriffen haben und das in weiterer Folge auch noch tun werden, und zwar gemeinsam mit der EU, um im Rahmen von Programmen auch Ausbildung in jenen Ländern sicherzustellen, die im Zuge der Erweiterung in die EU kommen werden, und damit auch die Standards im Bereich der sozialen Netze, der Jugendwohlfahrt und in anderen Bereichen entsprechend vorbereiten und mit aufbauen zu helfen. 

Das ist meiner Ansicht nach eine sehr sinnvolle Maßnahme, vor allem deshalb, weil für mich - ich sage das ganz deutlich - das Wohl der Kinder und Jugendlichen im Vordergrund steht.

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Damit haben wir heute sechs Anfragen abgearbeitet.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde (AST/04086/2002/0002-KFP/AL).

Der Klub der Wiener Freiheitlichen hat eine Aktuelle Stunde zum Thema "Weltkulturerbe oder das Hochhausprojekt Wien-Mitte - der landespolitische Kurs und sein Scheitern" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs. 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte nun den Erstunterzeichner, Herrn Abg Strache, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich anmerke, dass seine Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist. 

Ich mache im Hinblick auf weitere Wortmeldungen schon jetzt darauf aufmerksam, dass sich die Damen und Herren Abgeordneten nur einmal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit 5 Minuten begrenzt ist.

Bitte, Herr Abg Strache.

Abg Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Sehr geehrte Abgeordnete!

Wir haben das heutige Thema deshalb ausgewählt, weil wir anhand der aktuellen Diskussionen in den letzten Wochen und Monaten feststellen mussten, dass der Stadt Wien offensichtlich das beantragte und zugesprochene, aber nach wie vor noch nicht verliehene Prädikat "Weltkulturerbe" für die Wiener Innenstadt nicht wirklich wichtig erscheint und nicht wünschenswert erscheint. 

Wir mussten feststellen, dass die Stadt Wien nicht nur eine Stadtverschandelung am Bahnhof Wien-Mitte vorhat, sondern seit einigen Tagen auch 70 Blechlawinen, sprich Container, beim Burgtheater aufgestellt hat. Man hat den Eindruck, dass Herr Schlingensief hier als Berater auftritt.

Man hat von Seiten der Stadt Wien in den letzten Jahren die Gründerzeit-Bauten ausgehöhlt und somit eine wesentliche Bausubstanz, die zu erhalten gewesen wäre, sukzessive zerstört. 

Und man negiert seit dem Jahre 1992 am Beispiel Wien-Mitte das Recht der Bürger und versucht mit allen Mitteln, eine Stadtbildzerstörung vorzunehmen, die, wie gesagt, irreparabel wäre. 

Mir liegt nunmehr ein aktuelles Schreiben der UNESCO vor, das mit 30. Juli datiert und an die Parlamentsdirektion gerichtet ist, weil wir Freiheitliche ja auch eine Petition im Parlament eingebracht haben, welche auch im Petitionsausschuss behandelt wurde, wo beschlossen wurde, dass die UNESCO gebeten wird, eine Stellungnahme abzugeben. Aber auch die Stadt Wien wurde gebeten, eine Stellungnahme in besagter Causa abzugeben. 

Und anhand dieses Schreibens mussten wir dann feststellen, dass die Stadt Wien nicht nur einmal, sondern mehrmals wissentlich nicht die Wahrheit gesagt hat, mehrmals offensichtlich wissentlich die UNESCO nicht korrekt und richtig informiert hat; dies noch dazu mittels Angaben dahin gehend, dass ein Flächenwidmungs- und Bebauungsplan erst im Februar 2002 beschlossen worden sein soll, obwohl dieser für das Projekt Bahnhof Wien-Mitte schon längst, nämlich am 4. Mai 2000, beschlossen wurde. 

Ich werde das, was die UNESCO diesbezüglich in diesem Brief mitteilt, auch hier etwas eingehender darstellen, weil ich das wirklich für einen Skandal erachte.

Die Stadt Wien hat vor einiger Zeit um Aufnahme der Wiener Inneren Stadt in das Weltkulturerbe, in die Welterbeliste angesucht und hat damals beiläufig erwähnt: Nun ja, es ist so, dass wir zwar noch einige Projekte vorhaben, aber die stehen alle noch nicht fest, die sind alle noch nicht konkret; darüber gibt es noch keine Beschlüsse, dazu liegt noch nichts am Tisch, da befindet sich alles noch im Fluss der Diskussion.

Im Februar 2001 fand dann eine erste Besichtigung vor Ort statt, bei der sich Vertreter von ICOMOS zusammen mit Vertretern der Stadt Wien die Innere Stadt angesehen haben, ebenso wie die Planungsprojekte, die es gibt - wobei aber der Bahnhofsbereich beziehungsweise das Projekt Wien-Mitte nicht einmal erwähnt worden ist. Das kam gar nicht vor! Das wurde also den Besuchern, nämlich den Vertretern von ICOMOS, quasi gar nicht auf den Tisch gelegt. 

Erst durch Informationen der Wiener Freiheitlichen und durch Informationen der Bürgerinitiative wurde dann der Präsident von ICOMOS, Herr Petzet, davon in Kenntnis gesetzt, dass hier ein Projekt vor der Tür steht, im Rahmen dessen laut Planung Türme mit einer Höhe von 97 Metern vorgesehen sind. Auf Grund dieser Information hat er dann schwere Bedenken gehabt, was die Beeinträchtigung des Wiener Stadtbilds betrifft. Es kam dann in der Folge der finnische ICOMOS-Experte, Jukka Jokilehto, im November 2001 zu einer weiteren Besichtigung nach Wien, um auch mit den Stadtverantwortlichen zu sprechen. 

Bis zu diesem Zeitpunkt wurde den Herrschaften nicht mitgeteilt, dass der Flächenwidmungs- und Bebauungsplan Wien-Mitte längst beschlossene Sache war. Man hat nach wie vor so getan, als wäre noch kein Beschluss da, als würde sich noch alles in Diskussion befinden und noch nichts feststehen. 

Im Dezember 2001 fand dann in Helsinki eine Sitzung statt, bei der auch über den Aufnahmeantrag der Stadt Wien entschieden wurde, und zwar dahin gehend, dass wir in die Welterbeliste aufgenommen wurden - wobei aber die Vertreter von ICOMOS sowie der UNESCO bis zu diesem Zeitpunkt auf Grund der Fehlinformation nicht wussten, dass das Projekt Wien-Mitte von Ihrer Seite schon lange festgeschrieben war und dass es gar nicht mehr die Möglichkeit gab, daran irgendetwas zu verändern. Aber die ICOMOS hat damals auch klar und deutlich die Empfehlung ausgesprochen, die Höhe der Türme sowie das Gesamtvolumen zu überprüfen, um zu verhindern, dass die visuelle Integrität der Innenstadt beeinträchtigt wird. Dies erfolgte unter der Vorgabe der Informationen der Stadt Wien, dass noch nichts entschieden sei, dass noch keine Rechtssicherheit vorliege und dass Sie noch keine Entscheidung getroffen haben.

Es gab dann im März 2002 ein Antwortschreiben, in dem die Stadt Wien das Weltkulturerbe-Zentrum der UNESCO über die Höhenentwicklung informierte, nämlich dahin gehend, dass die Türme 87 bis 97 Meter hoch werden sollen und dass das ja ohnehin eine Reduktion gegenüber der ursprünglich geplanten Höhe von 120 Metern darstelle, die damit wesentlich unterschritten werde. Von dieser allerdings hatte die UNESCO vorher nichts gehört; sie war nie darüber informiert worden.

Man hat dann bei der Sitzung in Budapest im Juni 2002 - und das ist eigentlich der Gipfel der Unverfrorenheit - auch noch mitgeteilt, dass der Flächenwidmungs- und Bebauungsplan Wien-Mitte im Frühjahr 2002 beschlossen wurde. 

Jetzt frage ich mich wirklich: Wer hat hier Regie geführt, als man mit Nichtinformation beziehungsweise fehlender Information an die Vertreter von UNESCO und ICOMOS herangetreten ist und wissentlich die Unwahrheit gesagt hat, um sich offensichtlich auf der einen Seite das Weltkulturerbe zu erschleichen, weil man ja auf der anderen Seite etwas ganz anderes vorgehabt hat, nämlich überhaupt nicht den Schutz des Stadtbilds der Wiener Innenstadt, sondern eben das Durchpeitschen dieses Projekts Wien-Mitte? 

Sie pfeifen sich offensichtlich wirklich nichts um das Wiener Stadtbild und den Schutz der Wiener Stadt! Kleine Bürger, kleine Häuslbauer karnifelt man tagtäglich; wenn aber Sie ein Projekt durchziehen wollen - ein Projekt, das offensichtlich für irgendjemanden ein Denkmal werden soll, wobei wahrscheinlich bei den 4 Milliarden, die hier an Bauausgaben anfallen werden, irgendjemand auch ein gutes Geschäft machen wird -, dann ist man so großzügig, dass man auf die Bürger gänzlich vergisst, dass man die Rechte der Bürger mit Füßen tritt, dass die Bürger zum Verwaltungsgerichtshof laufen müssen, weil ihre Rechte nicht eingehalten werden, dass sie bis zum Verfassungsgerichtshof laufen müssen. So ist das auch jetzt, seit dem 2. September, der Fall: Auch jetzt sind die Bürger mit einer Eingabe an den Verfassungsgerichtshof herangetreten, um ihre Rechte einzuklagen. Aber wenn es darum geht, dass die Bürger ihre Rechte erhalten, dann rühren Sie kein Ohrwaschl. 

Da ist Ihnen auch das Weltkulturerbe völlig gleichgültig. Da riskieren Sie mit Ihrer Vorgangsweise, dass wir, obwohl wir das Prädikat schon zugesprochen bekommen haben, dieses nie verliehen bekommen. Wahrscheinlich wird es so sein, dass die Vertreter der UNESCO - und das haben sie ja in Budapest schon sehr erbost und sehr klar und deutlich zum Ausdruck gebracht - mit dieser Vorgangsweise einfach auch nicht einverstanden sein können. Es gibt dann ja auch fast keine Gesprächsbasis und keine Vertrauensbasis mehr, wenn man seit Jahren, nämlich seit fast zwei Jahren - ja, ich sage es ganz offen ,- angeschwindelt, bewusst angeschwindelt und in dieser Frage eigentlich an der Nase herumgeführt wird. Wenn die Vertreter von UNESCO und ICOMOS draufkommen, dass das so ist, dann stellen sie sich ja auch die Frage: Welche Intention hat die Stadt Wien, dass sie so vorgeht? Warum schwindelt sie die Herrschaften der UNESCO und der ICOMOS an? Warum? Was ist der Hintergrund?

Der Hintergrund ist klar: Sie wollen das Weltkulturerbe aufs Spiel setzen. Sie wollen mit allen Mitteln das Projekt Wien-Mitte durchpeitschen, obwohl Sie wissen, dass das nicht im Einklang mit der Welterbeliste steht. Und Sie gehen sogar so weit - und das haben wir immer befürchtet -, dass das letztlich ein Startschuss für eine Hochhausverbauung rund um die Wiener Innenstadt sein soll. Das sehen wir am Beispiel des Hotels "Wien Mitte" ...

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Darf ich Sie bitten, zum Schluss zu kommen!

Abg Heinz Christian Strache (fortsetzend): ... für welches uns jetzt - ich komme damit zum Schluss - Pläne vorliegen, wonach, ausgehend von sichtbaren 55 Metern Höhe heute, auch eine Verbauung auf 68 Meter vorgenommen werden soll. 

Wir waren immer konstruktiv. Wir haben immer gesagt: Bis zu einer Bauhöhe von 65 Metern lassen wir mit uns reden. Auch die ICOMOS und die UNESCO haben gesagt: Bis zu einer Höhe von 65 Metern stehen wir dafür ein, da unterstützen wir das auch. Aber alles, was darüber hinausgeht, ist nicht legitim. 

Sie sollten sich das bei diesem Projekt zu Herzen nehmen. Sie sollten hier endlich eine Kehrtwendung einschlagen, das Weltkulturerbe retten und endlich auch unsere Warnungen ernst nehmen und nicht immer polemisch zur Seite schieben. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Chorherr.

Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren!

Architektur- und Stadtplanungsfragen können sich einerseits auf Höhe und Kampffelder reduzieren - oder man bemüht sich, eine Spur differenzierter an diese Fragen heranzugehen. Ich versuche, den schwierigeren zweiten Weg zu gehen. 

Zunächst zu den Ausführungen von Herrn Strache. - Ich frage Sie: Lässt man das Projekt so, wie es ist, und baut statt 97 nur 85 Meter, oder 83 (Abg Heinz Christian Strache: 65!) - oder 65 -, und alles Übrige bleibt so, wie es ist, ist das dann ein Projekt beziehungsweise eine Vorgangsweise, die okay ist? - Ich bezweifle das. Ich glaube, dass die Reduktion dieser gesamten komplexen und schwierigen Debatte auf nur diesen einen Aspekt ein bezeichnendes Licht auf die Stadtplanung in Wien und deren Schwächen wirft. Man kann diese Debatte nicht auf die Frage der Höhe von Türmen reduzieren und man kann auch nicht mit dem Maßstab in Wien herumlaufen und sagen: 65 , 65 , 65  oder 18 , 18 , 18  oder 5 , 5 , 5 - was immer -, und damit an Fragen der Architektur und Stadtplanung herangehen. 

Ja, es gibt Standorte - zum Beispiel am Donaukanal -, wo auch in der Nähe der Innenstadt höhere Verbauungen sinnvoll sind; aber das ist nicht der Kern der Auseinandersetzung. Es geht um sehr viele andere Dinge, die im Zusammenhang mit Wien-Mitte falsch gelaufen sind und über die wir sprechen sollten. 

Erstens. Ein Projekt, das derartig in einen Raum eingreift, gehört frühzeitig und transparent diskutiert. Erster schwerer Fehler des früheren Stadtrats - der wieder hier sitzt - und auch des neuen Stadtrats: Lange, nachdem alles fertig war, bequemte man sich am Schluss, ein Modell vorzustellen, anstatt schon vor der Widmung eine sehr kontroverse offene Debatte darüber zu führen, ob diese Kubatur, diese Architektur an diesem Standort notwendig und möglich ist. 

Ein Zweites betrifft die grundsätzlichen Verfahren, wie mit höheren Verbauungen umgegangen wird. Ich nenne nur ein Beispiel: Es gibt nahezu kein Hochhaus, das in den letzten fünf Jahren in Wien gebaut wurde, bei dem nicht mittels des ominösen § 69 BO von der Widmung abgewichen wurde. Ich zähle im Folgenden einige Beispiele dazu auf.

Der IZD-Tower bei der UNO-City: Man beschließt hier eine Widmung und dann kommt der berühmte Paragraph des Bauausschusses betreffend unwesentliche Abweichungen von den Bebauungsbestimmungen - und dann baut man auf ein Hochhaus ein Hochhaus darauf!

Oder: Der Mischek-Tower auf der Platte.

Oder: Der Millenniums-Tower. Bei diesem ist es besonders interessant: Der Millenniums-Tower ist 140 Meter hoch gewidmet und auf Grund von "unwesentlichen Abweichungen" von den Bebauungsbestimmungen ist er heute 200 Meter hoch. "Unwesentlich" sind also beispielsweise 60 Meter Differenz. - Das ist ein Sauhaufen in der Planung und in der Baupolizei Wien! So etwas gehört unmittelbar abgestellt! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Wozu, meine Damen und Herren, widmen wir überhaupt noch? Und wer weiß, was jetzt auch bei Wien-Mitte noch alles daherkommen wird! 

Nächster Punkt: die Konstruktion des Fachbeirats, der begutachtet. Besonders delikat stellt sich die Situation jetzt beim Projekt Hilton dar. Um die Differenziertheit der Frage hier herauszuarbeiten, sei erstens gesagt: Ja, das Hilton gehört saniert. Beim Hilton kann man auch auf dem Dach etwas tun. So, wie es jetzt ist, ist es die schlechteste Möglichkeit. 

Zweitens. Architekt Hollein ist ein profilierter, hervorragender Architekt. Selbstverständlich ist es eine Denkmöglichkeit, auch den Architekten Hollein zu beauftragen. Aber wo wird es wieder so komplex und wo riecht es nach Unkorrektheiten? - Der Vorsitzende des Fachbeirats namens Hollein ist ganz "zufällig" - ohne Ausschreibung, ohne transparenten Wettbewerb - derjenige, der den Dachgeschossaufbau vornimmt; wobei in diesem Zusammenhang anzumerken ist, dass es keinesfalls Aufgabe der Politik ist, Geschmacksurteile zu fällen, meine Damen und Herren. Und dann reicht der Bauträger mit dem Architekten Hollein beim Fachbeirat ein, wo man mit dem Fachbeiratsvorsitzenden Hollein die Frage klärt, ob das stadtverträglich ist.

Das sind schwere Konstruktionsmängel der Stadtplanung, und man soll sich nicht wundern, wenn so ein Murks herauskommt wie bei Wien-Mitte, wo alle dagegen sind und wo man im Grunde jetzt mit dem Rücken zur Wand steht und möglicherweise auch das Prädikat "Weltkulturerbe" abgesprochen bekommt. - Wobei ich meine Meinung in diesem Zusammenhang auch hier ganz ehrlich sagen kann: Ich frage mich, wie viele Touristen nicht mehr nach Wien kommen würden, wenn Wien nicht mehr Weltkulturerbe wäre. Ich frage mich, wie viele Touristen in Wien überhaupt wissen, was das Weltkulturerbe ist. Es ist eine wichtige symbolische Frage, aber ich würde das nicht zur prioritären Frage hinaufstilisieren, und ich bezweifle auch, dass die Höhe ...

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Ich bitte, zum Schluss zu kommen.

Abg Mag Christoph Chorherr (fortsetzend): ... der Türme die entscheidende Frage ist. Abschließend: Wenn es nicht grundsätzliche Änderungen in der Stadtplanung gibt - eine transparente Diskussion vor der Widmung, eine Totalreform des Fachbeirats, Mitbestimmung, transparente Wettbewerbsverfahren -, dann wird es noch fünf oder sieben oder neun Wien-Mitte-Debakels geben, und jeder Planungsstadtrat wird sich daran noch die Finger verbrennen. Ich hoffe, dass man endlich die Lehren daraus zieht. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Tschirf.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Das Thema, wie diese Stadt aussieht, ist eines, mit dem wir uns hier viel intensiver auseinander zu setzen haben. Ich möchte hier sogleich auf einen Punkt zu sprechen kommen, der mich wirklich erschüttert hat: Es war gestern in der "Presse" zu lesen, dass die Landstraßer SPÖ hofft, dass der Denkmalschutz hinsichtlich der Sofiensäle in zweiter Instanz aufgehoben wird. - Nach mir gelangt ein Abgeordneter von der Landstraßer SPÖ zum Wort, und ich hoffe, dass er sich davon distanziert. Ich hoffe auch, dass sich die beiden Stadträte, in deren Bereich diese Frage fällt, nämlich jener für Planung und jener für Kultur, die beide von der Landstraße kommen, davon distanzieren. Wir haben hier die Diskussion über die Erhaltung der Sofiensäle geführt und es ist eigentlich unglaublich, dass man hoffen kann, dass der Denkmalschutz aufgehoben wird. Das ist rechtsstaatlich ein Wahnsinn und das ist auch im Hinblick auf die Frage, wie diese Stadt aussehen soll, ein Wahnsinn! (Beifall bei der ÖVP sowie des Abg Heinz Christian Strache und des StR Johann Herzog.)  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Frage des Weltkulturerbes wurde von einer früheren Regierung, nämlich von der letzten, von der Koalitionsregierung bei der UNESCO eingebracht. Wie jetzt damit umgegangen wird, das zählt zu den traurigen Kapiteln dieser Stadtregierung. Wien sollte damit eine von 90 Stätten des Kulturerbes, die es weltweit gibt, werden. Daher muss man hier in den verschiedensten Bereichen entsprechend Acht geben. 

Es ist notwendig, der Frage Beachtung zu schenken, wie wir mit der Stadtästhetik umgehen, wie wir mit den Hochhäusern umgehen, wie wir etwa mit den Jugendstilhäusern umgehen, weil sonst die Gefahr besteht, dass das, was den besonderen Charakter Wiens ausmacht, nämlich dass es hier ein geschlossenes Ensemble gibt, dass hier ein Stadtkern existiert - etwas ganz Besonderes im Vergleich zu anderen Städten -, verloren geht.

Wir, die ÖVP, werden alles tun, damit es dazu nicht kommt!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die heutige Situation in Wien-Mitte ist ein Problem, das auf die letzten 15 Jahre zurückgeht. Sie ist auf Versäumnisse vieler Generationen von SPÖ-Verkehrsministern und –Finanzministern sowie der Stadt Wien, auf Versäumnisse im Umgang der Stadt Wien mit den ÖBB und Ähnliches zurückzuführen. Wir haben jetzt einen Beschluss eines entsprechenden Bebauungsplans et cetera. Wie immer man dazu steht - ich selbst bin von Hochhäusern im innerstädtischen Bereich absolut nicht begeistert -: Wir haben jetzt nun einmal diese Rechtslage und sie ist das Ergebnis eines Kompromisses zwischen den wirtschaftlichen Notwendigkeiten und den Anforderungen der Ästhetik, denen hier nur in dieser Weise entsprochen werden konnte.

Acht geben sollten wir aber - und diesbezüglich möchte ich an meinen Vorredner anschließen -, was das Thema Hilton betrifft: Was sich hier abspielt, ist aufs Schärfste zu kritisieren. Es kann einfach nicht so sein, dass hier, ohne dass ein Wettbewerb stattfindet, einfach aufgestockt wird, dass man hier nicht dafür sorgt, dass entsprechende Gedanken eingebracht werden und eine entsprechende Transparenz an den Tag gelegt wird. Eine solche ist hier dringend geboten und dringend notwendig! (Beifall bei der ÖVP.)  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir sollten den schwer wiegenden Bedenken, die es in diesem Zusammenhang gibt, Rechnung tragen, und wir sollten vor allem auch für eines sorgen: dafür, dass das Selbstverständnis Wiens beziehungsweise der Wiener in Bezug auf das Aussehen dieser Stadt nicht verloren geht. Bei dem Wunsch nach einer Aufhebung des Denkmalschutzes für die Sofiensäle oder etwa auch bei der intransparenten Vorgangsweise hinsichtlich des Hotels Hilton wird man diesem Erfordernis nicht gerecht. 

Die Wiener Volkspartei wird für ein schöneres Wien, für Ästhetik in Wien eintreten - sowohl hier in diesem Haus als auch überall sonst, wo sie das tun kann. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Woller.

Abg Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zunächst zu den Ausführungen meines Vorredners. 

Erstens. Die SPÖ-Landstraße ist weiterhin für die Aufrechterhaltung des Denkmalschutzes bei den Sofiensälen. Das ist die offizielle Position und mehr ist dazu jetzt nicht zu sagen. (Ironische Heiterkeit des Abg Dr Matthias Tschirf.) 

Zweitens, zum Hilton: Es stimmt auch nicht, Herr Klubobmann Tschirf, dass es hier keinen Wettbewerb gegeben hat. Es hat sehr wohl einen internen, geladenen Wettbewerb der Gruppe Soravia gegeben und diesen hat Hans Hollein gewonnen. 

Nun zur Frage der FPÖ in der heutigen Aktuellen Stunde. Die Frage der FPÖ ist für uns keine Frage. Wien braucht das Weltkulturerbe und Wien braucht auch das Projekt Wien-Mitte! - Offensichtlich braucht Herr Strache das Projekt Wien-Mitte als Thema, um Obmann der Wiener FPÖ zu werden! Das ist der Grund, warum wir das heute hier diskutieren! 

Weil oft davon gesprochen wird, dass es eine Gefährdung des Ansehens der Stadt Wien wäre, wenn das Weltkulturerbe verloren ginge, muss ich sagen: Zu einem Verlust des Ansehens der Stadt Wien käme es primär dann, wenn ein Rechtsausleger wie Heinz Christian Strache, der hauptsächlich durch seine schmissigen Bemerkungen in Ausländerfragen auffällt und vor allem auch dadurch, dass er sich in den Kärntner Bergen mit den Spitzen der rechtsextremen Parteien in Europa trifft, FPÖ-Obmann in Wien werden sollte. (Zwischenruf bei der FPÖ.) Darin liegt die Gefährdung des Ansehens der Stadt Wien! (Beifall bei der SPÖ.)  

Was Herr Strache hier gesagt hat, stimmt alles nicht! Es stimmt einfach nicht, dass die Stadt Wien die UNESCO nicht ausreichend informiert hat. Es stimmt nicht, weil wir bereits in der Nominierungsunterlage im Juni 2000 deutlich zum Ausdruck gebracht haben, dass im Sinne einer objektiven Berichterstattung festgehalten werden soll - ich zitiere jetzt wörtlich -, "dass zweifellos der wirtschaftliche Druck die größte Gefährdung der historischen Altstadt darstellt und im Bereich der vorgeschlagenen Pufferzone weitere Projekte, wie das Projekt Wien-Mitte, geplant sind". - Wir haben nichts verschwiegen, wir haben niemanden belogen, alles ist immer offen gesagt worden. (Abg Heinz Christian Strache - ein Schriftstück in die Höhe haltend -: Lesen Sie den Brief der UNESCO!) Lesen Sie bitte die Seite 48 der Nominierungsunterlage der Stadt Wien, die im Juni 2000 an die UNESCO übergeben worden ist!

Es stimmt auch nicht, dass es keine Bürgerversammlungen gegeben hat. Es hat mindestens zehn Bürgerversammlungen gegeben, die zu diesem Thema abgehalten worden sind, und es hat eine Ausstellung dazu gegeben, die von mehreren Tausend Wienerinnen und Wienern besichtigt wurde. Dabei ist, was die Reaktionen der Besucherinnen und Besucher betrifft, eines aufgefallen: Die Ablehnung des Projekts ist umso stärker geworden, je weiter weg die Leute von Wien-Mitte wohnen, und die Unterstützung des Projekts Wien-Mitte ist umso stärker geworden, je näher die Leute wohnen. (Zwischenruf des Abg Heinz Christian Strache.) - Und das stimmt auch: Auch ich bin ein Anrainer des Bahnhofs Wien-Mitte, ich gehe dort jeden Tag viermal, sechsmal, achtmal vorbei. Ich weiß, was das für ein Schandfleck ist! (Abg Heinz Christian Strache: Den Schandfleck haben Sie verursacht!) - Sie fahren offensichtlich mit dem Auto vorbei oder mit der U‑Bahn unten durch, und Sie wissen offensichtlich nicht, dass es notwendig ist, dieses Projekt Wien-Mitte im Sinne unserer Stadtentwicklung zu realisieren. (Abg Heinz Christian Strache: Das Projekt ist ja eine Fortsetzung des Schandflecks!) 

Wenn Sie sich aufregen über Türme, die höher als 65 Meter sind, dann sage ich Ihnen: Es wird derzeit der City-Tower gebaut. Der wird 87 Meter hoch sein. Da gibt es überhaupt keine Diskussion! (Abg Heinz Christian Strache: Der ist ja genauso illegitim!) Das ist überhaupt nicht illegitim! (Abg Heinz Christian Strache: Da hat man die Rechte genauso gebrochen!) Herr Strache, es gibt aber einen prominenten Mieter, der dort einziehen wird, nämlich Herr Justizminister Böhmdörfer mit dem Handelsgericht - sollte er dann überhaupt noch Minister sein, was ich nicht hoffe. (Abg Heinz Christian Strache: Sie haben den Justizminister genauso falsch informiert!) Herr Minister Böhmdorfer hat interveniert (Abg Heinz Christian Strache: Sie haben den Justizminister genauso falsch informiert wie die UNESCO!), dass der City-Tower neben der Marxerbrücke in einer Höhe von 87 Metern gebaut wird. Daran zeigt sich Ihre Unglaubwürdigkeit! (Beifall bei der SPÖ. - Abg Heinz Christian Strache: ... Ihre Falschinformation!) 
Ich sage noch einmal: Wien braucht dieses Projekt Wien-Mitte, um diesen Schandfleck zu beseitigen. Wien braucht ebenso das Weltkulturerbe und will dieses - ebenso unbestritten - behalten. Wir wurden zu Recht auf die Liste des Weltkulturerbes gesetzt: auf Grund der überragenden historischen und kulturhistorischen Bedeutung der Stadt Wien, auf Grund des historisch gewachsenen Baubestands der Stadt Wien - vom Mittelalter über Barock, Gründerzeit bis hin zur Moderne. Die kulturhistorische Bedeutung Wiens als Literatur- und Musikstadt war dabei ein ganz wichtiges Kriterium. All diese Kriterien sind nach wie vor unbestritten und tragen dazu bei, dass Wien zu Recht Weltkulturerbe ist und sicher auch bleiben wird.

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Ich bitte, zum Schluss zu kommen.

Abg Ernst Woller (fortsetzend): Ich komme zum Schluss und möchte an dieser Stelle noch jemanden zitieren, der "unbedenklich" ist. (Abg Heinz Christian Strache: Den Dr Zilk? Den Bürgermeister außer Dienst Dr Zilk?) Nein, nicht den Dr Zilk, sondern Frau Liesbeth Waechter-Böhm, die in der "Presse" - interessanterweise in der von Ihnen immer zitierten "Presse" - eine sehr differenzierte Stellungnahme über das Weltkulturerbe abgegeben hat. Sie schreibt darin:

"Vorausgeschickt: Wie bedeutsam das Prädikat 'Weltkulturerbe' für die Wiener Innere Stadt tatsächlich ist, weiß ich nicht. Für uns" - sie ist Architekturkritikerin -, "die wir in dieser Stadt leben, ist sie ein kulturelles Erbe, das wir lieben und erhalten wollen. Und für die Touristen ist sie mit und ohne Prädikat sehenswert. Das Umfeld der Inneren Stadt wurde doch längst von Neubauten angeknabbert. Und wieso die Höhe der Bauten das entscheidende Kriterium sein soll, kann ich überhaupt nicht verstehen. Neubauten werden doch nicht besser, nur weil sie niedriger sind. Im richtigen Städtebau können 'hohe Häuser' besonderer architektonischer Qualität zum spannenden zeitgenössischen Statement werden. Reizvoll vielleicht sogar wegen der Nähe zur 'alten, historischen Stadt'."

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Ich nehme an, das war der Schlusssatz.

Abg Ernst Woller (fortsetzend): Dem ist nichts hinzuzufügen. Wir wollen das Weltkulturerbe behalten, und wir wollen und brauchen auch das Projekt Wien-Mitte im Sinne unserer weiteren Stadtentwicklung. (Beifall bei der SPÖ.) 
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abg Cordon. 

Abg Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bin hier nicht unbedingt mit einem Weltkulturerbe befasst, allerdings auch mit einem Kulturerbe. Und da, muss ich sagen, kann ich alle drei Parteien hier wirklich angreifen angesichts dessen, wie locker sie in anderen Gebieten mit Kulturerbe umgehen. Es geht, wie Sie sich vielleicht denken können, um den Augarten. 

Der Augarten ist Park, Grünland, Parkschutzgebiet, Parklandschaft und steht unter Denkmalschutz. Zugegeben, die Flaktürme harren einer Nutzung, nur: So, wie das Wirtschaftsministerium - nämlich die ÖVP - damit umgeht, ist es verantwortungslos! Jetzt, in braver, treuer Gefolgschaft, ist natürlich auch die FPÖ durchaus dafür, dass diese Flaktürme aufgestockt werden. Das widerspricht allerdings der Flächenwidmung, die dort keinen Hochhausbau erlaubt. Aber das übergeht man dann.

Was dieses Datenschutz-Center betrifft, das dort errichtet werden soll, so kann ich nur sagen: Sie haben keine Ahnung, was ein Datenschutz-Center braucht, was das ist! Sonst würden Ihnen wahrscheinlich früher oder später doch Bedenken kommen. 

Es wird immer so viel von den Rechten der Bürger gesprochen. Die Rechte der Bürger in Bezug auf Grünland bestehen aber sicher nicht darin, dass dort einfach etwas hingestellt werden kann, was mit Grünland, mit Aufenthalt, mit Erholung wirklich nichts zu tun hat! 

Ich kann Ihnen ganz kurz Folgendes sagen: Erstens glaube ich nicht einmal, dass diese Firma, Datencenter Vienna, eine Ahnung hat, was sie braucht. Sie wurschteln jetzt schon ziemlich lange herum, um ein Konzept zu erstellen. Ich habe gestern wieder nachgefragt: Ja, es ist noch so vieles zu erfüllen; sie hatten wirklich keine Ahnung. Sie wollten es im Sommer vorstellen - es ist bis heute nichts erfolgt!

Ein Datenschutz-Center braucht viele Zusatzbauten, die nicht in den Turm gestellt werden können. Okay, der Aufbau, wenn er hübsch gewesen wäre, hätte mich persönlich nicht gestört. Aber: Es braucht einen riesigen Dieseltank, es braucht eine riesige Klimaanlage. - Darüber hat hier noch kein Mensch gesprochen! Ich rede noch gar nicht von der Verbindung zwischen diesen beiden Türmen, die da unterirdisch hergestellt werden soll. Beim Hakoah-Sportplatz hat man gesagt: Nein, nein, um Gottes willen! Nicht hinunter bauen! Das könnte die Wasserströme stören und damit den Park gefährden! 

Jetzt ist weder eine Tiefgarage noch ein unterirdischer Zubau irgendwie in Frage gestellt. Man geht hier also sehr wohl mit einem Kulturerbe, wenn es auch kein Weltkulturerbe ist, sehr locker und sehr nachlässig um - und das, muss ich sagen, sowohl von Seiten der ÖVP und FPÖ als auch, leider, von Seiten der Stadtregierung, also der SPÖ. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Mag Neuhuber zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

Wir haben heute unter dem Titel "Weltkulturerbe" schon über zwei Projekte, nämlich über Wien-Mitte und über das anstehende Projekt des Hotels Hilton gesprochen. 

Ich möchte auf ein drittes Projekt, das durchaus auch unter das Thema "Weltkulturerbe" fällt, zu sprechen kommen, auf eine Thematik, bei der es um eine besonders schlimme visuelle Umweltverschmutzung geht, nämlich auf die scheußlichen Container (Heiterkeit der Abg Inge Zankl.), die gerade zwischen Café Landtmann und Burgtheater aufgestellt werden. 

Die Innenstadt ist das Weltkulturerbe, meine Damen und Herren, und diese Container stehen mitten in diesem Kulturerbe. Es handelt sich dabei, wie Sie wissen - Sie lachen ja selbst schon darüber -, um die Wahlkampfzentrale der SPÖ. (Heiterkeit und Zwischenruf der Abg Inge Zankl.) Sie erinnert ein wenig an einen Stützpunkt von - von Ihnen an sich nicht so sehr geliebten - US-Marines. Im letzten Wahlkampf haben Sie noch von "War rooms" gesprochen. Dann hat Klima verloren, dann war "War rooms" out. Jetzt bauen Sie derartige "War rooms" sogar mitten in der Innenstadt!

Das ist eine Ungeheuerlichkeit, meine Damen und Herren, was Sie sich da herausnehmen! (Beifall bei der ÖVP.) Das sage ich Ihnen als Mandatar dieser Stadt, aber vor allem auch als empörter Innenstadtbewohner. Es ist eine Ungeheuerlichkeit gegenüber Innenstadtbewohnern, gegenüber Kaufleuten, die jetzt dort Probleme haben, vor allem mit dem Verkehr, weil dort keiner mehr durch kann. Das ist eine Ungeheuerlichkeit für alle Wienerinnen und Wiener, die darunter leiden werden. Es ist eine Ungeheuerlichkeit für alle Touristen, die nach Wien kommen. (Beifall bei der ÖVP.)
Der 1. Bezirk, meine Damen und Herren, ist ohnedies schon jener Bezirk, der am stärksten belastet wird von Aktionen und Events, von Demonstrationen, von Standeln, Hütteln und Buden. Wir versuchen im 1. Bezirk gerade, diesen Overkill einzudämmen und eine grundsätzliche Diskussion über den Umgang der Stadt Wien und ihrer Bewohner mit ihren öffentlichen Plätzen loszutreten. Und genau mitten in dieser aufkommenden Diskussion stellt die SPÖ diese überdimensionale Container-Siedlung auf! 

Was ist der Grund dafür, meine Damen und Herren? - Wir haben uns natürlich auch ein wenig Gedanken darüber gemacht. Es gibt verschiedene Deutungen dafür.

Die erste mögliche Erklärung, warum Sie das tun, ist folgende: Die SPÖ ist eine einzige Baustelle. Sie suchen gerade verzweifelt nach Human Resources und nach Themen und graben tief in die Erde - und dazu brauchen Sie auch die Baustelleneinrichtung.

Die zweite Deutung wäre: Die SPÖ - das wissen wir aus langjähriger Erfahrung - hinkt immer ein wenig hinter der Zeit nach. Im TV sind Container gerade out; bei Ihnen sind sie gerade in.

Die dritte Deutung, meine Damen und Herren, wäre folgende: Uns allen war ja bewusst, dass sich die SPÖ in einer Finanzkrise befindet; aber dass es so schlimm ist, dass Sie sich nicht einmal mehr ein Büro leisten können, das hätten wir uns, ehrlich gesagt, doch nicht gedacht! (Beifall bei der ÖVP. - Abg Mag Christoph Chorherr: ... Parkplätze!) - Schön, dass Herr Chorherr die Parkplätze erwähnt. Aber, Kollege Chorherr, ich rechne Ihnen einmal kurz vor, was sich die SPÖ dort an Vermögensvorteil verschafft: 

Sie haben dort 627 Quadratmeter Grundfläche. - Herr Kopietz hat leicht lachen, denn er spart viel Geld, wie ich ihm gleich vorrechnen werde. - Runden wir es einmal auf und sagen wir, dass Sie dafür 4 000 EUR an Gebühren zahlen. Sie haben dafür aber fast 1 300 Quadratmeter Bürofläche geschaffen, die in der Innenstadt um die 18 EUR pro Quadratmeter wert ist. Das heißt, in den beiden Monaten ersparen Sie sich - als Differenz zwischen Miete oder Gebühren, die dort anfallen, gegenüber einer ordentlichen Büromiete - rund 40 000 EUR. - Ich weiß nicht, ob das für alle anderen auch ein Grund ist zu lachen, so wie es für Sie selbst natürlich einer ist. Finanzkrise hin oder her: Wenn es darum geht, in die eigene Tasche zu wirtschaften, dann ist die SPÖ wirklich genial und geradezu weltmeisterlich! (Beifall bei der ÖVP. - Zwischenrufe bei der SPÖ.) 
Meine Damen und Herren! Eigentlich müssten wir Ihnen aber sogar dankbar dafür sein und das sind wir Ihnen auch, denn Sie haben mit dieser Container-Siedlung ein unübersehbares Denkmal und Mahnmal für den Allmachtsgedanken der Wiener SPÖ geschaffen. Jeder, der daran vorbeigeht oder -fährt, weiß, dass Sie diese Stadt schlicht und einfach von jeher in Besitz genommen haben, und weiß auch, was drohen würde, wenn diese SPÖ die Bundeswahlen gewinnt. (Beifall bei der ÖVP und bei Abgeordneten der FPÖ.) 
Jetzt sieht jeder, was Gusenbauer und Pilz für Österreich bedeuten würden: Verhüttelung und Verschandelung, meine Damen und Herren!

Die Rechnung dafür - da bin ich mir ganz sicher - werden Sie am 24. November aber ohnehin präsentiert bekommen. Und im Zusammenhang damit gestatten Sie mir einen letzten Deutungsversuch: Ihr Kandidat Gusenbauer wird wieder verlieren. Er wird nämlich am 25. November auf der Straße stehen - und genau dafür trainieren Sie bereits! (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr StR Herzog zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! (Abg Mag Christoph Chorherr: Containerdorf in Knittelfeld!)

Ich glaube, Herr Kollege Woller hat nicht Unrecht: Natürlich braucht Wien das Prädikat "Weltkulturerbe", und selbstverständlich braucht Wien eine Lösung für Wien-Mitte. Aber sicherlich nicht diese, sondern eine andere, die tragfähig ist und die nicht einen massivsten Riegelbau in ein Gebiet pflanzt, das mitten in der Pufferzone des Weltkulturerbes liegt. Beides, Stadtzerstörung auf der einen Seite und Weltkulturerbe auf der anderen Seite, wird nicht zu bekommen sein. 

Ich hoffe aber, dass Wien vielleicht aus einem anderen Grund um diese Dinge herumkommt und sich das Prädikat "Weltkulturerbe" doch erhalten kann. So, wie es aussieht, ist die Mietnachfrage nach den Türmen von Wien-Mitte nämlich eine geringe und es stehen bisher nicht ausreichende Mieter zur Verfügung, die dort einziehen wollen. Vor diesem Argument - und das wird wahrscheinlich das einzige sein, das zählt - haben auch SP-Finanzgruppen, die hier tätig sind, Respekt. 

Und daher hat auch die an deren Gängelband hängende Sozialdemokratie noch eine Chance, sich erneut mit dem Thema zu beschäftigen und die Einwände der UNESCO ernst zu nehmen und ein Umdenken einzuleiten. Ich glaube, die UNESCO hat ja nicht allein die Höhe kritisiert - diese selbstverständlich auch -, sondern auch die architektonische Gestaltung. Aber nicht nur der unglaubliche Riegelbau, der dort entsteht, sondern letztendlich auch die geplante Verwendung dieses Bauwerks ist als eine glatte Fehlplanung zu bezeichnen, denn in dieser Gegend werden wahrscheinlich Freizeiteinrichtungen, wie sie dort auch geplant sind, nicht funktionieren; die dort in der Umgebung angesiedelten funktionieren auf alle Fälle nicht. 

Ich möchte auch festhalten, dass das, was Kollege Strache soeben gesagt hat, völlig richtig ist, und gegenteilige Darstellungen zurückweisen. Die Wiener Stadtregierung hat tatsächlich versucht, die internationalen Organisationen mit Wiener Schmäh zu nehmen, aber mit einem simpel gestrickten Wiener Schmäh, nämlich sozusagen mit dem Schmäh-Repertoire der Wiener Vorstadt. Dass das bei internationalen Behörden nicht funktioniert, wird nunmehr in diversen Schreiben der ICOMOS bewiesen. 

Die sozialistische Bilanz dieses Streits in Sachen Weltkulturerbe ist eine vernichtende. Es geht der Sozialistischen Partei eben nicht um Stadtbildpflege, es geht ihr nicht um die Interessen des kulturellen Erbes Wiens, sondern es geht hier schlicht und einfach um das Gewinnstreben sozialistischer Finanzgruppen. Dagegen werden wir uns noch wehren müssen, und man wird hiezu feststellen müssen: Hier gehört verhindert, dass das Interesse Wiens diesen Gruppen geopfert wird!

Es ist aber nicht nur das Projekt Wien-Mitte, das hier als Kritikpunkt angesprochen wird. Auch das Hotel Hilton steht, wie bereits erwähnt wurde, in diesem Zusammenhang in Diskussion, und auch hier ist die Bauhöhe eine der Fragen, die Gegenstand der Diskussion sind. Allerdings hoffe ich sehr, dass die Betreiber hier noch ein Einlenken zeigen werden und sich von der "Wolken-Lösung" Holleins verabschieden werden.

Aber auch die Kritik an der Sanierung der Stadt ist ein Thema, das von ICOMOS angesprochen wird. Ein Beispiel in diesem Zusammenhang sind für mich die ausufernden Dachausbauten, die die Innenstadt sozusagen verwüsten. Es handelt sich nämlich nicht um Dachausbauten, die ja prinzipiell gut sind, sondern es handelt sich um Aufstockungen und Stadtzerstörung. Sehen Sie sich zum Beispiel nur einmal die Kärntner Straße an, wie diese heute aussieht! Zwei Stockwerke weisen Fassadengestaltungen auf, dann kommen zwei Stockwerke Häuserfassaden der Gründerzeit und dann kommt unter dem Titel "Dachbodenausbau" eine massive Aufstockung, die jedem historischen Erbe Hohn spricht. Paradebeispiele dafür gibt es viele; ich kann auf Grund der begrenzten Zeit jedoch nicht näher darauf eingehen und möchte als ein Beispiel nur das Hotel Ambassador nennen. 

Meine Damen und Herren! Natürlich möchte ich hier auch ein Wort zum Containerdorf bei der Burg sagen. Die grundsätzliche Einstellung der SPÖ zur Innenstadt wird dadurch sehr deutlich: Es gibt keine Achtung vor dem kulturellen Ambiente, es gibt keine Achtung vor der kulturellen Szenerie der Wiener Innenstadt. - Was hier geschieht, ist nichts anderes als ein Machtmissbrauch durch eine Mehrheit, die glaubt, in dieser Stadt machen zu können, was sie will, und es auch tut. Kurzfristig, so glaubt die SPÖ, ist in dieser Stadt alles machbar. Machtmissbrauch, indem man Hunderte, mehr als 1 700 Quadratmeter in unmittelbarer Nähe des Burgtheaters verbaut, ohne jeden Grund, einzig und allein als Machtdemonstration, ist klar und deutlich abzulehnen! 

Auch die Rolle von Hollein möchte ich hier noch einmal ansprechen. Es ist interessant: Er sitzt in allen Gremien, im Fachbeirat, in mehreren anderen Architektenvereinen und dergleichen mehr. Ohne ihn geht in dieser Stadt nichts. Er begutachtet alles in eigener Sache und lässt alles laufen, wenn es die Sozialistische Partei will. Die Rolle Holleins ist zu überdenken und sein Rücktritt ist überfällig! (Beifall bei der FPÖ.)
Ich möchte aber auch die Rolle des Bezirksvorstehers des 1. Bezirks im Hinblick darauf, was er in Sachen Containerdorf gemacht oder nicht gemacht hat, zumindest in Frage stellen. Diese Rolle wird ebenfalls zu untersuchen sein. Die Antwort auf diese Frage ist uns die ÖVP bis jetzt schuldig geblieben. (Beifall bei der FPÖ. - Abg Dr Matthias Tschirf: Presseaussendung! Presseaussendung!)
Zum Abschluss darf ich noch Folgendes sagen: In Bezug auf das Weltkulturerbe ist all das, was ich aufgezählt habe, aber speziell das Containerdorf ein Zeichen der Missachtung. Eine Aktion im Geiste Schlingensiefs zu erleben, dazu ist jetzt nicht die Oper dran, sondern das Burgtheater, und ich kann Sie nur auffordern: Lassen Sie diese Provokationen, die temporär das Containerdorf betreffen ... 

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Ich bitte Sie, zum Schluss zu kommen!

StR Johann Herzog (fortsetzend): ... und längerfristig eben die Stadtverschandelung durch die Türme von Wien-Mitte oder die vor sich gehende Stadtzerstörung der Wiener Innenstadt durch das Laufenlassen von Ausbauten, Zubauten und Hausveränderungen, die in diesem Sinne nur dazu führen, dass das kulturelle Erbe Wiens ausgehöhlt wird. Genauso wie auch oft genug vor allem im Bereich von Gründerzeitbauten bei Renovierungen von diesen Häusern ... 

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Herr Stadtrat, bitte um den Schlusssatz!

StR Johann Herzog (fortsetzend): ... nur mehr die Fassaden übrig bleiben und sonst gar nichts. 

Ich fordere Sie daher auf: Nehmen Sie das Wiener Kulturerbe ernst, und nehmen Sie sich endlich einmal zu Herzen, dass das etwas Wichtiges ist und dass es eine ungeheure Rufschädigung bedeuten würde, wenn Wien das Prädikat "Weltkulturerbe" verlöre. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Mag Schieder zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir haben ja heute schon gehört, wie leicht man von einem Thema, das ein sehr interessantes Thema ist, abschweifen kann. Kollege Neuhuber hat seine Wortmeldung hier quasi auch dazu benutzt, Wahlkampfpolemik zu betreiben. (Abg Dr Matthias Tschirf: ... dieses Containerdorf!) Ich möchte mich vorab einmal bei Ihnen für diese hervorragende Werbung für unsere Wahlkampfaktivitäten bedanken. Ich hoffe nur, dass das auch kostenlos ist und Sie uns nicht dafür auch noch eine Rechnung schicken! (Beifall und Bravo-Ruf bei der SPÖ.)

Schauen Sie, die ÖVP ist überhaupt eine Partei der Relativität: Sie spricht davon, wer Wahlsieger und Wahlverlierer war. Selbst war sie nach der Nationalratswahl die drittstärkste Partei, hat sich aber den Bundeskanzler geholt, weil sie dann doch geglaubt hat, dass sie der Sieger ist. Sie hat gesagt, sie werde sicher in Opposition gehen; ebenso sicher sitzt dann aber Schüssel am Ballhausplatz. Obmann Görg hat gesagt: Wenn ich nicht mehr Obmann der Wiener ÖVP bin, setze ich mich in die letzte Reihe und bin einfacher Abgeordneter. - Dass hier vorne die letzte Reihe ist, ist wohl auch ein Zeichen einer Relativitätstheorie. (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.) 

Das Gleiche ist festzustellen, wenn die ÖVP auf der einen Seite von Allmachtsfantasien spricht und auf der anderen Seite, wie gestern geschehen, Ihr Innenminister Strasser eine ganze Reihe von Gendarmeriebeamten kaltstellt und in die Pension schickt, weil sie nicht seinem Parteibuch entsprechen. Auch das ist ein Skandal! (Beifall bei der SPÖ. - Abg Dr Matthias Tschirf: ... 50 Jahre SPÖ-Politik!)

Herr Kollege Neuhuber! Wenn Sie als Geschäftsmann hier Zahlen präsentieren, dann darf ich mir auch erlauben, diese ernst zu nehmen, zu versuchen, sie nachzurechnen und Sie dann mit den richtigen Zahlen zu konfrontieren. Die Miete für die Box Offices, die den Wiener Sozialdemokraten und der SPÖ für ihre Wahlkampfaktivitäten dienen und es ihnen ermöglichen, nahe an die Menschen heranzugehen, beträgt für die zwei Monate 7 322,83 EUR - und nicht die Zahl, die Sie genannt haben. Ich darf Ihnen nur zum Vergleich eine weitere Zahl nennen: Ein Wiener Wirt zahlt für den Schanigarten 3,6 EUR pro Quadratmeter und Jahr. - Dies sei nur angemerkt, damit man auch sieht, wo die Kostenrealität herkommt. (Zwischenrufe der Abgen Heinz Christian Strache und Mag Heidemarie Unterreiner.) 

Ich darf Sie aber auch daran erinnern, dass es auf diesem Platz auch schon andere Veranstaltungen gab, dass es dort immer wieder Veranstaltungen gibt. Ich möchte jetzt gar nicht über Ihr Stadtfest polemisieren, sondern ich denke da nur etwa an die Literatur-Geschichten, an alles Mögliche. Es gab dort auch das erfolgreiche EU-Zelt - die Wiener ÖVP wird sich ja gerne daran erinnern, denn immerhin hat dort Vizekanzler Busek gemeinsam mit uns die Internationale gesungen. (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.) 

Ich spreche heute hier auch eine Einladung aus: Wenn die Wahl gut für Österreich ausgeht - so wie die Volksabstimmung damals ausgegangen ist -, nämlich so, dass die Sozialdemokraten vorne sind, dann kann auch gerne Schüssel wieder vorbeikommen und mit uns ein Liedchen singen! (Beifall bei der SPÖ. - Abg Mag Heidemarie Unterreiner: Das war der Busek!) 

Als letzte Anmerkung dazu noch Folgendes: Sie sprechen in Ihrer Sprachdiktion immer von den "roten Containern". Schauen Sie einmal genau hin: Die Container sind rot-weiß-rot! (Heiterkeit der Abg Inge Zankl.) 

Damit möchte ich dazu nur noch eines sagen: Es ist leider auch keine Sandburg, aber ich finde es trotzdem super! (Heiterkeit des Abg Christian Oxonitsch.)

Nun vielleicht doch noch ein paar Worte zum Weltkulturerbe und zu der künstlichen Aufregung, die um dieses Thema erzeugt wird. Ich glaube, in einer modernen Weltstadt muss beides möglich sein. Wien hat ein historisches Zentrum, aber Wien lebt nach wie vor für dieses Zentrum und mit diesem Zentrum. Das Zentrum unserer Politik, unserer Kultur, unseres gesellschaftlichen Lebens, unserer Freizeit ist die Wiener Innenstadt, und daher ist auch klar, dass sie nicht unter einen Quargelsturz zu stellen ist, sondern dass sie all diese Funktionen auch weiterhin erfüllen muss. (Abg Heinz Christian Strache: Warum wurde die UNESCO falsch informiert? Warum hat die Stadt die UNESCO falsch informiert?) - Die UNESCO war immer davon informiert, und es war auch immer klar, und es entspricht auch den Satzungen der UNESCO und des World Heritage Committees. Die UNESCO sagt ja auch, dass es, was die Sanierung des Gebietes oberhalb des Bahnhofs aus wirtschaftlicher Sicht und hinsichtlich des öffentlichen Verkehrs betrifft, keine wesentliche Auswirkung auf die Schutzzone gibt, weil auch die UNESCO anerkennt, dass Wien ausreichende Instrumente des Denkmalschutzes und der Unter-Schutz-Stellung von Ensembles hat. 

Des Weiteren möchte ich Ihre Aufmerksamkeit noch auf Folgendes lenken: Es ist diese Frage immer eine schwierige gewesen. Wenn heute von der Gründerzeit und vom Barock und vom Mittelalter gesprochen wird, möchte ich Sie daran erinnern, dass, als die mittelalterliche Stadtmauer in den 1860er Jahren geschliffen wurde, damals in der Tageszeitung "Die Presse" auch dagegen polemisiert wurde, indem man beklagte, wie schade es sei, dass die mittelalterliche Stadtmauer geschliffen und die Ringstraße errichtet werde. Auch diese Auffassung wurde einmal vertreten! 

Ganz zum Schluss, in den letzten Sekunden meiner Rede, möchte ich Ihnen, Herr Strache, noch Folgendes empfehlen: Fahren Sie nicht immer ins Ausland, um dort Leute über Ihre Heimatstadt Wien falsch und unrichtig zu informieren, denn das ist unerhört und Nestbeschmutzerei! (Beifall bei der SPÖ. - Abg Heinz Christian Strache: Sie informieren Leute falsch ...!) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Die Aktuelle Stunde ist damit beendet. 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 im Zusammenhang mit § 31 Abs. 1 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Abgeordneten des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 2 und des Klubs der Wiener Freiheitlichen ebenfalls 2 eingelangt sind. 

Vor Sitzungsbeginn ist von Landtagsabgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus 1 Antrag eingelangt. Den Fraktionen wurde der Antrag schriftlich bekannt gegeben, die Zuweisung erfolgt wie beantragt. 

Die Abgen Günther Barnet, Heinz Christian Strache und Dr Helmut GÜNTHER haben gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend Reform des Wiener Prostitutionsgesetzes eingebracht. Diesen Antrag weise ich dem Ausschuss für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal zu. 

Abg Mag Ruth Becher sowie Genossinnen und Genossen haben gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend Änderung des Wiener Wohnbauförderungs- und Wohnhaussanierungsgesetzes 1989 eingebracht. Diesen Antrag weise ich dem Ausschuss für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung zu. 

Nach der Beratung in der Präsidialkonferenz nehme ich folgende Umstellung der Tagesordnung vor: Die Postnummern 3, 1, 2, 4, 5 und 6 werden in dieser genannten Reihenfolge verhandelt. 

Gegen diese Umreihung wurde kein Einwand erhoben. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Postnummer 3 (03872/2002-MDALTG) betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Krankenanstaltengesetz 1987 und das Wiener Leichen- und Bestattungsgesetz geändert werden. 

Berichterstatter hiezu ist Herr Abg Kurt Wagner. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter Abg Kurt Wagner: Meine Damen und Herren! 

Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Gemäß § 30c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen die Zusammenlegung ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. 

Zum Wort gemeldet ist Frau StRin Mag Vassilakou. Ich erteile ihr das Wort. 

StRin Mag Maria Vassilakou: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Als ich mich heute zum Wort gemeldet habe, gab es leichte Beunruhigung in meinem Klub, zum Teil auch in anderen Klubs, im Hinblick darauf, was ich denn zum Wiener Krankenanstaltengesetz und zum Wiener Leichen- und Bestattungsgesetz zu sagen gedenke. Zu anderen Zeiten hätte mich in der Tat das Wiener Leichen- und Bestattungsgesetz schon sehr gereizt, eine Diskussion anzuzetteln, zum Beispiel um die Bestattungsbestimmungen für islamische Begräbnisse zwischen Wien und Hamburg oder anderen größeren europäischen Städten zu vergleichen, um diesbezüglich einige Mängel aufzuzeigen, die es gegeben hat und worüber es eine Zeit lang auch eine Diskussion gegeben hat, oder aber auch um aufzuzeigen, dass es in Wien jahrelang keinen islamischen Friedhof gegeben hat und dass das durchaus auch ein sehr großes Problem war - ein Problem, das nun endlich, nicht zuletzt auch dank der Bemühungen des Neo-Abgeordneten Omar Al-Rawi, den ich von dieser Stelle aus auch begrüßen möchte, gelöst ist.

In diesem Sinne bleibt mir jetzt nicht viel dazu zu sagen und ich möchte mich daher auf einen völlig anderen Aspekt konzentrieren. - Mit dem heutigen Beschluss sollen auch Fälle aus diesen zwei Gesetzen in den Rechtsbereich des UVS übertragen werden. Es ist dies nicht der einzige Beschluss in dieser Richtung, sondern uns stehen jede Menge solcher Beschlüsse bevor, die wir laufend, teilweise im Rahmen der Sitzungen der Wiener Landesregierung, teilweise aber auch hier an dieser Stelle zu fassen haben. An sich wäre ja nichts dagegen einzuwenden, dass jetzt Fälle in den Rechtsbereich des UVS übertragen werden, auch deshalb, weil das an sich, so kann man sagen, als eine Besserstellung des Bürgers zu betrachten wäre. Man muss ja bedenken, dass in normalen Fällen von Berufungen im Rahmen des Magistrats- und des Ministerialwegs betroffene Bürgerinnen und Bürger nur das Recht haben, schriftlich dazu Stellung zu nehmen; ansonsten handelt es sich eher um reine Aktenverfahren, in denen dann eine Entscheidung erfolgt auf Grund dessen, was die erste Instanz ermittelt hat, auf Grund dessen, was im Akt vorhanden ist, und auf Grund dessen, was der Beschwerdeführer oder die Beschwerdeführerin schriftlich mitgeteilt hat. Wenn also etwas in den Wirkungsbereich des UVS übertragen wird, so ist dies nur als eine Besserstellung für den Bürger oder die Bürgerin, der beziehungsweise die Beschwerde führt, zu betrachten, denn dieser oder diese hat in der Regel in einem UVS-Verfahren das Recht, mündlich Stellung zu nehmen, und somit die Möglichkeit, die eigene Position vielleicht viel besser darzustellen. 

An sich wäre das daher etwas Gutes und etwas sehr Unterstützenswertes. Die Frage, die wir uns aber stellen müssen, ist: Wie sieht es tatsächlich im Unabhängigen Verwaltungssenat Wien aus? Wie sieht es dort seit Jahren aus und wie sieht es dort jetzt nach wie vor aus? 

Was verrät uns zum Beispiel der Bericht zum Jahr 2001? - Nun, dieser verrät uns, dass dort nach wie vor über 11 000 Verfahren im Rückstand liegen - oder, in diesem Fall, lagen - und dass dort darüber hinaus bereits 700 bis 900 Verjährungen zu verzeichnen sind. Im Jahr 2001 waren es 700 Verjährungen; inzwischen, für das aktuelle Jahr 2002, das auch bald zu Ende geht, rechnet man mit zusätzlichen 700 bis 900, vielleicht sogar mit 1 000 Verjährungen.

Insgesamt, muss man sagen, wurde allein jetzt im Jahre 2001 ein Rückstand von über 9 000 Verfahren weitergetragen. Dazu ist hier noch zu sagen, dass man auf Grund der Verwaltungsreform und auf Grund der vielen, vielen Übertragungen in den Aufgabenbereich des UVS mit einem enormen Anstieg der Geschäftsfälle rechnen musste. Man musste auch mit einem enormen weiteren Anstieg der Rückstände rechnen, die man ja schon aus den letzten Jahren übernommen hat und die eben auf Grund der unveränderten Sachlage von Jahr zu Jahr weitergereicht werden, und man musste, wie gesagt - und das habe ich auch schon ausgeführt -, mit einem Anstieg der Verjährungen rechnen. Das heißt, im UVS gibt es eine ziemlich ernste Situation.

Wir wissen auch alle - das haben wir bereits im Vorjahr diskutiert -, dass im UVS zum selben Zeitpunkt fünf Planposten unbesetzt waren. Wir haben im letzten Jahr hier auch schon darüber diskutiert, dass nicht nur die Nachbesetzung dieser Planposten dringend notwendig ist, sondern dass darüber hinaus neue Planposten, und zwar viele neue Planposten, geschaffen werden müssen, geht es doch darum, einerseits die Richterinnen und Richter - im UVS heißen sie Mitglieder -, also die Mitglieder des Unabhängigen Verwaltungssenats zu entlasten, andererseits aber doch auch im Sinne des Bürgers dafür zu sorgen, dass es nicht mehr zu diesen Verjährungen kommt und dass auch die Rückstände aus den früheren Jahren endlich abgebaut werden können. 
Dazu möchte ich auch noch anmerken, dass diese Situation den Staat auf Grund eben dieser Verjährungen jährlich durchaus öffentliche Gelder in Millionenhöhe kostet (Abg Godwin Schuster: Schilling oder Euro?) und dass darüber hinaus auf Grund einer Entscheidung des Oberlandesgerichts Linz für die Träger der UVS, der Unabhängigen Verwaltungssenate - in unserem Fall wäre das also das Land Wien, damit wir das jetzt alles genau benennen -, eine Amtshaftung zum Tragen kommt, und zwar dann, wenn nicht dafür gesorgt wird, dass genügend Personal vorhanden ist, und daher das Ganze geradezu einer Rechtsverweigerung gleichkommt. Denn das bedeutet ja, dass ein Verfahren nie entschieden wird, über Gebühr lang dauert oder eben verjährt zum Schluss. 

Das heißt, in diesem Fall haben wir alle - und das habe ich auch letztes Jahr von dieser Stelle aus betont - eine Verantwortung dafür zu tragen, dass im Wiener Unabhängigen Verwaltungssenat nicht ausreichend Personal vorhanden ist, dass es zu diesen Verjährungen kommt, dass es zu diesen Rückständen kommt und dass die Bürgerinnen und Bürger nicht davon ausgehen können, dass sie in einem Verfahren zu ihrem Recht kommen können. 

Nun hat es in der Wiener Landesregierung seitens der Frau StRin Brauner die Ankündigung gegeben, dass nicht nur die vakanten Planposten nachbesetzt werden, sondern dass zusätzlich sechs neue Planposten geschaffen werden. Das hat mich zwar sehr gefreut, aber ich bin dem natürlich nachgegangen, ich habe das überprüft, und meine Recherchen haben ergeben, dass derzeit, soweit ich informiert bin, lediglich geplant ist, zwei zusätzliche neue Planposten einzurichten und die fünf vakanten Posten nachzubesetzen.

Nun zwischen zwei und sechs ist schon, möchte ich meinen, ein kleiner, aber feiner Unterschied vorhanden, denn der Arbeitsanfall im Unabhängigen Verwaltungssenat lässt nicht nach, sondern er wächst und wächst, und mit jedem Beschluss wie dem heutigen, der hier gefasst wird, wächst er weiter.

Meine Damen und Herren! Wir GRÜNE halten es, ehrlich gesagt und gelinde ausgedrückt, für etwas verantwortungslos, diese Beschlüsse hier zu fassen und letztlich sowohl die Mitglieder des UVS als auch die Bürgerinnen und Bürger der Stadt Wien, die Beschwerde führen möchten, dieser Situation auszuliefern. Deswegen können wir bis auf weiteres, das heißt, bis diese fünf Planposten tatsächlich besetzt sind und darüber hinaus die sechs zusätzlichen Planposten, die die Frau Stadträtin in Aussicht gestellt hat, ausgeschrieben und besetzt worden sind, das heißt, bis zu dem Zeitpunkt, bis die Mitglieder dann da sind und ihre Arbeit tatsächlich aufnehmen, keinen Übertragungen mehr zustimmen, denn ich denke, die Zahlen aus dem Bericht 2001 sprechen für sich. Der Bericht 2002 wird auch bald hier ins Haus eintrudeln, und er wird, denke ich, nicht sonderlich besser aussehen.

Also ich verstehe nicht, wie man das heute hier beschließen kann, und diesen Beschluss können wir unter keinen Umständen mittragen.

Im Übrigen ersuche ich entweder die Frau Stadträtin oder jemanden von der Fraktion der SPÖ, der kundig ist, hier klarzustellen, ob es denn jetzt zwei neue Planposten sein werden, die eingerichtet werden, oder ob es sechs sein werden, denn dieser Unterschied ist, wie gesagt, keinesfalls unbedeutend. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste ist Frau Abg Korosec zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Vorweg einmal: Meine Fraktion wird dem vorliegenden Geschäftsstück die Zustimmung geben. Wir halten die Regelung, dass bei Pflegegebührenangelegenheiten gegen erstinstanzliche Bescheide der UVS zuständig sein soll, für richtig, für wichtig und für notwendig. 

Unsere Kritik, Frau StRin Vassilakou, geht in die völlig gleiche Richtung, nur die Schlussfolgerung ist eine andere. Während Sie etwas ablehnen, was eine Besserstellung für den Bürger ist, was mehr Objektivität bedeutet, sind wir dafür. Daher meine ich: Kämpfen wir doch gemeinsam dafür, dass endlich die Missstände im UVS beseitigt werden!

Die Unabhängigen Verwaltungssenate in den Ländern haben hohes Ansehen und sind eine der tragenden Säulen der heimischen Verwaltungsorganisation. Auch die Mitglieder vom UVS leisten hervorragende Arbeit. Allerdings gibt es, so wie Sie schon gesagt haben, eben auf Grund des Personalmangels, auf Grund der mangelnden Strukturen viele, viele Missstände - und das bitte seit Jahren. Ich habe nachgelesen - denn so lange bin ich noch nicht in diesem Haus -, dass das seit Jahren in jedem Bericht des UVS aufgezeigt wird. Es wird gesagt, es wird sich verändern, es wird sich verbessern. In Wahrheit geschieht nichts. 

Und da der Bericht 2001 bereits vorliegt: Auch hier das gleiche Lied, die gleichen Beschwerden, nur erhöht sich deren Zahl natürlich ständig. Wir haben wirklich bereits einen Rückstand von einem Jahr. Und das geht bitte zu Lasten der Bürgerinnen und Bürger in diesem Land. Ich will jetzt nicht näher darauf eingehen. Sie haben es deutlich gesagt, ich kann mir das jetzt ersparen. 

Hinsichtlich dieser zwei Planposten habe ich das auch im Vorjahr so verstanden, dass diese zwei Planposten geschaffen werden sollen, damit die Rückstände abgebaut werden können. Allerdings brauchen wir nicht zwei, sondern wir brauchen sechs. Noch dazu muss man auch wissen, dass die 44 Planposten, die besetzt sind, in Wahrheit nicht einmal 40 sind, weil es eben Teilzeitregelungen und Karenzregelungen gibt. Auch das ist etwas, was man eigentlich mit berücksichtigen sollte.

Meine Damen und Herren! Wenn eine Kontrollinstanz geschwächt wird, wenn sie personell ausgehungert wird, wenn sie nicht die notwendigen Strukturen hat, um optimal arbeiten zu können, dann ist sie eine Gefahr für die Bürgerinnen und Bürger. 

Und dazu kommt noch eines: Wir haben hier in diesem Haus das Verwaltungsreformgesetz beschlossen, das mit 1. August 2002 in Kraft getreten ist. Ich habe mir die Stellungnahme der Landesregierung im Begutachtungsverfahren angesehen. Da ist es sehr interessant, dass in diesem Begutachtungsverfahren die Landesregierung meint, 21 Planposten seien notwendig, um die in etwa 3 000 Fälle, die, wie man annimmt, durch dieses Verwaltungsreformgesetz anfallen werden, bewältigen zu können. Bitte, 21 Planposten zuzüglich zu den 51, die man eigentlich haben sollte! Und hier habe ich jetzt gehört, dass angeblich sechs ausgeschrieben wurden. Das heißt also, nicht 21, wie gefordert - und ich glaube, auch zu Recht gefordert -, sondern sechs Planposten wurden ausgeschrieben. 

Und da muss man schon Herrn Lhptm Häupl fragen: Kennen Sie die Personalmisere? Sie nehmen an, 21 Planposten sind notwendig, aber nur sechs werden ausgeschrieben. Da bekommt der Wohlmeinendste oder die Wohlmeinendste den Eindruck, dass der Magistrat offensichtlich kein Interesse an einer funktionierenden Kontrollbehörde hat. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Die Verantwortung liegt ganz klar beim Land Wien. Das ist eine Frage der Rechtskultur oder der Rechtsunkultur. Denn was bedeutet das für den Bürger? - Das bedeutet Rechtsunsicherheit, das bedeutet Verjährung. Es ist gesagt worden, es gehe um 700  Fälle. Jetzt habe ich gehört, bis zum 23. September sind es bereits 1 226 Fälle, in denen der Bürger nicht zu seinem Recht kommt. Das bedeutet, der Bürger wird ganz einfach nicht ernst genommen. 

Meine Damen und Herren! Gerade in einer Zeit, wo das Vertrauen der Menschen in staatliche Organisationen nicht stärker wird, sondern eher das Gegenteil der Fall ist, sollten wir alles unternehmen, um dieses Vertrauen zu stärken. (Beifall bei der ÖVP.)
Herr Lhptm Häupl! Sie sind dafür verantwortlich, dass der UVS Wien seine Aufgaben wirklich ordentlich und bestens erfüllen kann. Handeln Sie endlich! (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Schuster zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herrn!

An und für sich hätte ich gemeint, dass zu diesem Geschäftsstück eine andere Form von inhaltlicher Debatte stattfindet. Wenn wir eine vorgezogene Diskussion zum UVS machen, dessen Bericht ja erst im Ausschuss diskutiert werden wird, soll das auch so sein. Ich möchte mich in der Tat nur mit jenem Teil auseinander setzen, der die Frage der Dienstpostenpläne betrifft, denn das war ja das Hauptsächliche.

Wie Sie sicher wissen - ich sage das nur für jene, die sich mit der Thematik nicht so beschäftigen -, haben wir vor wenigen Jahren hier sehr intensiv beraten und gemeinsam mit der ÖVP ein Gesetz verabschiedet, in dem wir die Unabhängigkeit des UVS in der Tat, und zwar insgesamt, auch als solche festgeschrieben haben. Zur Fundamentierung dieser Unabhängigkeit haben wir auch festgeschrieben, dass die Personen, die dort als Senatsmitglieder wirken, auf Lebenszeit beschäftigt werden. Das kann natürlich eine Problematik mit sich bringen, ich halte aber diese damalige Gesetzeswerdung für extrem wichtig und notwendig für die Sicherheit der UVS-Mitglieder, aber auch für die Unabhängigkeit in der Rechtsprechung der Senatsmitglieder. 

Jetzt wissen wir, dass es einen Rückstand gibt, und wir wissen auch, dass ein Rückstand, der aufgearbeitet wurde, nicht mehr existiert. Die Senatsmitglieder existieren dann aber trotzdem weiter, weil diese Senatsmitglieder nicht von ihrer Tätigkeit weggehen müssen und sollen. Daher ist ein Dienstpostenplan, der seitens der Magistratsdirektion berechnet wurde, gestaltet worden, der sich genau mit dem Arbeitsanfall auseinander zu setzen hat, und dieser Dienstpostenplan sieht eben eine bestimmte Anzahl von Senatsmitgliedern im UVS vor. Diese Überprüfung wurde durch die Magistratsdirektion erst vor kurzem wiederholt und daher gehe ich einmal davon aus, dass sie objektiv und korrekt ist. 

In der Tat, Frau Kollegin Korosec, wurde darauf hingewiesen, dass dann, wenn alles, was vom Bund an die Stadt Wien übertragen werden soll, vom UVS zu erledigen sein sollte, ein sehr hoher Mehrbedarf an Personal gegeben ist. Aber nur unter den Umständen, dass es tatsächlich übertragen wird. Jetzt kann man natürlich sagen, wenn der Bund sich etwas wünscht, hat es die Stadt Wien sofort zu erfüllen, denn der Bund braucht ja etwas zur Entlastung. Nur: So wird es ganz einfach nicht gespielt werden, dass man ausschließlich nur die Kosten transferiert. 

Wir haben aus diesem Grund auch gemeinsam mit Frau StRin Brauner mit den betroffenen Vertretern des UVS ein Gespräch geführt. Ich glaube, dass es die fairere Vorgangsweise wäre, dass wir Maßnahmen treffen, damit tatsächlich dem Personal, das ausgerechnet wurde, das auch geplant ist - es läuft ja zurzeit gerade das Finale einer Ausschreibung, um diese freien Dienstposten und zusätzliche zu besetzen -, eine entsprechende temporäre Unterstützung gegeben werden kann, die nicht die Rechtsprechung im negativen Sinn beeinflusst, aber sehr wohl Hilfestellung ist, um einen Rückstand abzubauen. Und wenn wir von einem Rückstand sprechen, dann wissen wir auch, dass er sehr unterschiedlich ist, je nach Senatsmitglied. Das bewegt sich in einer Größenordnung von 30 pro Jahr, plus natürlich auch mehr. Aber das wissen wir ja alles. 

Daher meine ich, dass die Arbeit, die im UVS geleistet wird, eine Arbeit ist, auf die wir sehr stolz sein können. Das kann auch aus diesem Bericht herausgelesen werden, nämlich auch hinsichtlich der geringen Anzahl von weiteren Beeinspruchungen von Entscheidungen des UVS. Das kann man ja alles herauslesen. Aber wir müssen auch hier sehr, sehr sorgsam mit all den Wünschen umgehen, die wir an Einrichtungen herantragen, bestimmte Mehraufgaben zu übernehmen und dafür auch mehr Personal vorzusehen, wenn wir wissen, wie sich diese Entscheidung, die wir hier treffen würden, langfristig auswirkt. Daher bin ich persönlich sehr dafür, dass wir korrektest prüfen, aber ich bin auch sehr dafür, dass wir in unserer Entscheidungsfindung sehr sorgfältig vorgehen. 

Ich bin darüber informiert, dass bei den Bewerbern jetzt eine Reihung vorgenommen wird, die dann später auch dem Stadtsenat zur Entscheidung vorgelegt werden wird. Oder eigentlich wird das gar nicht vorgelegt, sondern die werden dann im UVS entsprechend aufgenommen. Ich halte diese Vorgangsweise für sehr, sehr korrekt, und ich würde auch die anderen Parteien bitten, auch wenn man Opposition sein möchte, hier die Mitverantwortung wahrzunehmen, für die Entscheidung, die sich dann auch während der nächsten 30 Jahre beim Personalstand auswirken würde. Das heißt, es ist eine Entscheidung, die sich auch budgetär für die Stadt auswirken würde. Ich glaube, ein sorgfältiges Vorgehen, so wie wir es auch in den letzten Jahren immer wieder gemacht haben, ist auch hier bei diesem Thema angebracht. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Dr Günther zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir diskutieren den Bereich des UVS seit vielen Jahren. Mit dem Kollegen Schuster treffe ich mich jedes Mal hier am Rednerpult. Dass es heute vorgezogen wurde - vor der Verhandlung -, hat wahrscheinlich mit der heutigen Gesetzesmaterie zu tun, denn im ersten Satz, der da im Krankenanstaltengesetz steht, heißt es, für die Vollziehung ist ab jetzt der UVS zuständig. Aber der wirkliche Einschnitt war das Verwaltungsreformgesetz 2001, in dem es geheißen hat, es werden bis zu 3 000 Fälle an den UVS weitergegeben. 
Und auch diese Stellungnahme "bis zu 20 Dienstposten" gibt es selbstverständlich. Interessant ist es, dass für 3 000 Fälle von der Stadt Wien 20 Dienstposten als erforderlich erklärt werden, und für 12 000 Fälle, die derzeit im Jahr im UVS erledigt werden, zirka 40 Mitarbeiter im rechtlichen Bereich zur Verfügung stehen. Das heißt also, der Wunsch der Stadt Wien in dieser Stellungnahme war es, für 3 000 Fälle 20 Mitarbeiter zu haben, selbst stellt man für 12 000 Fälle im Jahr nur 40 Mitarbeiter im rechtlichen Bereich zur Verfügung. 
Die Diskussion, dass es Rückstände im UVS gibt, ist eine lange. Wirklich hoch hinaufgegangen sind die Rückstände von 1997 auf 1998, nämlich von zirka 7 000 auf über 9 000. In diesem hohen Bereich bewegen wir uns auch heute. Wenn man sieht, dass zirka 11 000 bis 12 000 Fälle im Jahr erledigt werden, wird bis November an den Rückständen gearbeitet.

Das Hauptproblem, das ich in diesem Bereich sehe, ist eines: Wir haben im Jahr 700 Verjährungen. Das sind 700 Fälle, die für den Bürger und die Bürgerin nicht ordnungsgemäß erledigt worden sind. Im Endeffekt kann sich heute schon fast ein jeder wünschen, zum UVS zu gehen, wenn er irgendetwas gehabt hat, denn das wird ohnehin verjähren, weil es nicht dazu kommt. Hier ist die Rechtssicherheit nicht gewährleistet. Und das, meine Damen und Herren von der Regierungspartei, müssen Sie sich endlich hinter die Ohren schreiben. Seit Jahren wird der UVS personell nicht ordnungsgemäß ausgestattet. Die Berichte werden zwar von Jahr zu Jahr dünner, weil der UVS ohnehin immer nur das Gleiche sagt, was er jedes Jahr sagt: Es funktioniert die EDV-Ausstattung nicht ordnungsgemäß, es sind zu wenig Mitglieder des rechtlichen Bereichs im UVS, und - das ist etwas, was bisher eher einmal in den Medien gestanden ist, aber heute schon von den Höchstgerichten und von der Volksanwaltschaft bekrittelt wird - die Zeiträume zwischen der Verhandlung und der schriftlichen Ausfertigung werden immer länger. Das heißt also, auch der Bereich, der nicht im richterlichen Komplex angesiedelt ist, ist zu schlecht ausgestattet. Denn wenn schon die Volksanwaltschaft beziehungsweise die Oberstgerichte feststellen, dass zu lange Zeiten dazwischen sind, dann müsste sich die zuständige StRin Brauner auch den Kopf zerbrechen, wie die personelle Ausgestaltung stattzufinden hat. 

Herr Kollege Schuster! Sie haben Recht, die Änderung der gesetzlichen Zugänge und der Unterbringung der Richter auf Lebenszeit wurde damals einstimmig, glaube ich, hier beschlossen. Ich halte das für eine gute Regelung, hinter der, glaube ich, auch alle hier im Saal vertretenen Fraktionen stehen. Dass Bestellungen auf Lebenszeit auch einmal dazu führen können, dass ein Mitglied leider krank wird, das ist mir schon auch klar, aber sich dann darauf zu berufen und zu sagen, wir können nichts machen, die sind ja auf Lebenszeit bestellt und aus diesem Grund sind dort statt 51 Planstellen nur 44 besetzt, und von den 44 sind es überhaupt nur mehr 39 1/2, die körperlich und arbeitsmäßig anwesend sind - das kann es nicht sein.

Hier steht die Rechtsgrundlage und die Rechtssicherheit für die Wienerinnen und Wiener im Vordergrund, und wir müssen uns darauf einrichten, dass das Verwaltungsreformgesetz - auch wenn ich sicher der Meinung bin, dass nicht von einem Tag auf den anderen alle Gesetzesmaterien von den Verwaltungsbehörden an den UVS herangetragen werden, aber es wird sukzessive passieren - es notwendig macht, den UVS personell weiter und besser auszugestalten.

Aus diesem Grund ist der Bericht, der heute vordiskutiert wurde, ein durchaus wichtiger. Vielleicht ist es dann, wenn er im Ausschuss diskutiert wird, schon so weit, dass die Stadträtin berichten kann, es gibt mehr Mitarbeiter im UVS, es gibt Mitarbeiter, die genauso qualifiziert sind wie die, die schon dort sind und ihre Arbeit ganz ausgezeichnet machen. Das beweisen ja auch die weiterführenden Agenden im Bereich des Verwaltungs- und Verfassungsgerichtshofs. Ich hoffe also, dass dann schon die ersten Schritte gesetzt sind, und wir endlich dazu kommen, dass die Rückstände beziehungsweise die Verjährungen ein Ende finden. (Beifall bei der FPÖ.) 
Präsidentin Erika Stubenvoll: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter wünscht kein Schlusswort.

Damit kommen wir zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Danke. Das Gesetz ist somit in erster Lesung mehrstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit in zweiter Lesung einstimmig beschlossen. (StRin Mag Maria Vassilakou: Nein, nicht einstimmig!! - Abg Marie Ringler: Ohne Zustimmung der GRÜNEN!) Nein? Ohne GRÜNE? Okay. Das habe ich jetzt übersehen. Ohne Zustimmung der Grünen, also somit mehrstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 1 (02592/2002-MDALTG). Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage des Gesetzes, mit dem die Wiener Landarbeitsordnung 1990 geändert wird. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau amtsf StRin Dipl Ing Kossina, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Wiener Landarbeitsordnung 1990 geändert wird, liegt vor. Der Wiener Landtag wolle beschließen: 

Die in der Beilage Nr 10 enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Wiener Landarbeitsordnung 1990, LGBl für Wien Nr. 33, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl für Wien Nr 126/2001, geändert wird, wird zum Beschluss erhoben.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen. 

Wir kommen zur Postnummer 2 (02967/2002-MDALTG). Sie betrifft die erste Lesung eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die Hemmung des landesgesetzlich geregelten Fristenablaufs durch Samstage und den Karfreitag, LGBl Nr 8/1962, aufgehoben wird. 

Die Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsf StRin Mag Brauner. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bitte Sie, diesem Gesetz zuzustimmen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher die Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Wir kommen nun zur Postnummer 4 (02386/2002-MDALTG). Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Nationalparkgesetz geändert wird. 

Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsf StRin Dipl Ing Kossina. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Wiener Nationalparkgesetz geändert wird, liegt zur Beschlussfassung vor. Das Wiener Nationalparkgesetz wurde 1996 unter unserem Herrn Lhptm Michael Häupl erlassen. Damit haben wir eine große Verantwortung zu tragen, eine große Verantwortung für den Wiener Nationalpark Donau-Auen. Hier geht es darum: Der Natur muss Raum gegeben werden. Unser Schlagwort ist: Zurück zur Natur! Doch das ist kein reines Schlagwort, das ist unser Ziel, unser Ziel als Umweltmusterstadt. 

Als das Nationalparkgesetz erlassen wurde, konnte damit dem letzten unverbauten Flussgebiet in Mitteleuropa, den Donau-Auen, Raum gegeben und ein breiter Schutz gewährleistet werden. Es handelt sich um eine der schönsten Aulandschaften. Bis zu 5 000 Tier- und Pflanzenarten konnten sich hier im letzten Jahrtausend ansiedeln. Dieser Artenreichtum ist einzigartig in Europa. Es konnten sich hier der Auhirsch, der Schwarzstorch, die Sumpfschildkröten ansiedeln und vor allem der Eisvogel, das Kennzeichen, das Wappentier unseres Nationalparks. Dieser Eisvogel ist in unvorstellbarer, einzigartiger Dichte in unserem Wiener Nationalpark angesiedelt. 

Das Wiener Nationalparkgesetz liefert den rechtlichen Rahmen für den breiten Schutz dieses riesigen Flussauengebiets. Dieses Nationalparkgebiet gibt uns neben der Donauinsel und neben dem Grüngürtel genau jenen Lebensraum, der notwendig ist, um dem Ruf einer Umweltmusterstadt gerecht zu werden. 

In den letzten sechs Jahren hat sich dieses Nationalparkgesetz bewährt. Die Forstverwaltung der MA 49 hat sämtliche Auwälder aus der Nutzung gestellt. 2 500 Hektar Auwald konnten somit der Natur zurückgegeben werden. Es wurde auch die herkömmliche Jagd aufgelassen. Ein Wildtiermanagement wurde eingeführt. Mit dem Nationalparkgesetz wurde ein Instrumentarium zur wildökologischen Raumplanung eingeführt. Es wurde damit die Rotwildpopulation einzigartig erhalten. Aber auch das Wiesenmanagement hat dazu geführt, dass hier der Wachtelkönig und die Brachkäferarten wieder heimisch sind. Ein ganz besonders wichtiges Projekt - auch im Zuge des Hochwasserschutzes - ist die Wiederherstellung der Gewässervernetzung in der unteren Lobau. 

15 000 Personen finden Erholung im Nationalpark Donau-Auen. Wir haben hier Tümpel eingerichtet, wo auch Kinder entsprechend lernen können, was es heißt, im Nationalpark Erholung zu finden, was es heißt, den Nationalpark unter Schutz zu stellen.

Nach nunmehr sechs Jahren ist es notwendig, diesen Schutz für den Nationalpark Donau-Auen zu erweitern, und zwar in einer Novelle. Die wesentlichen Punkte sind die Umsetzung von EU-Naturschutzrichtlinien. Die Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie und die Vogelschutzrichtlinie gehen jetzt in dieses Gesetz ein, sie werden vom Gesetz übernommen. Damit wird die Artenvielfalt und ihre Lebensräume gesichert, und - das hat eine besondere Bedeutung für dieses Gesetz - alle Arten, die auch europäische Bedeutung haben, werden hier entsprechend unter Schutz gestellt werden.

Sämtliche Zielbestimmungen für den Nationalpark wurden überarbeitet, neu formuliert und neuen Gegebenheiten angepasst. Mir ist es wichtig, dass mit der Zielvorgabe sichergestellt wird, dass die internationale Anerkennung als Nationalpark dauerhaft erhalten bleibt, dass gefährdete Arten erhalten bleiben und dass vor allem der Schutz des Wasserhaushalts des Auenökosystems selbstverständlich als Ziel festgelegt ist.

Jagd- und Fischereimanagementpläne werden erlassen werden, was in einer 15a‑Vereinbarung schon entsprechend vorgegeben ist. 

Die Entschädigungsbestimmungen wurden neu formuliert. Das bedeutet, dass auch Eigentümer außerhalb des Nationalparks entschädigt werden müssen. 

Es wurde auch festgelegt - und das erscheint mir besonders wichtig im Zusammenhang mit diesem Nationalparkgesetz, mit dieser Novelle des Nationalparkgesetzes -, dass die biologische Landwirtschaft im Nationalpark Donau-Auen nur mehr bis zum Jahr 2017 betrieben werden darf. Dann werden die Auwiesen und der Auwald dem Nationalpark übergeben, der Natur übergeben.

Ich ersuche daher um breite Zustimmung zu dieser Novelle. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Gemäß § 30 c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen.

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Maresch. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Das Gesetz ist in Wirklichkeit sozusagen eine Lösung für ein Problem, es ist im Grunde genommen eine Reparaturlösung. Es ist eine gute Lösung, aber einige Dinge wurden hier nicht wirklich genannt, und deswegen haben wir von vornherein im Umweltausschuss zunächst einmal überlegt, ob die GRÜNEN hier einen Abänderungsantrag stellen sollen. Zwei Punkte haben uns besonders gestört bei diesem Gesetz, und wir waren dabei nicht die Einzigen. 

Die eine Geschichte war auf jeden Fall, dass im neuen Gesetz steht, dass für einen Teil des Areals, und zwar für die Schifffahrtsrinne, in Zukunft, wenn da Veränderungen durchgeführt werden, keine Bewilligungspflicht besteht, sondern nur mehr Meldepflicht. Das mag vielleicht gering erscheinen, tatsächlich ist es aber so, dass wir es mit einer Schifffahrtsrinne mitten in einem Nationalpark zu tun haben. Dafür haben die Erläuterungen und auch der Gesetzestext jetzt eine auch für uns interessante und vernünftige Lösung gefunden.

Der zweite Punkt - neben einigen Kleinigkeiten -, der uns gestört hat und möglicherweise noch immer stört, ist die Sache mit dem Grundwasserwerk. Wir haben es im alten Gesetz mit einem Satz zu tun gehabt, in dem steht: Der Grundwasserkörper im Gebiet muss gesichert werden. Beim neuen Gesetz haben wir festgestellt, dass der ursprüngliche Text noch immer der gleiche war wie im alten Gesetz. Da gab es sogar Einwände aus der MA 45, das sind diejenigen Magistratsbeamten, die sozusagen tatsächlich damit zu tun haben. Der momentane Vorsitzende der MA 45, wenn man so will, hat in einer Stellungnahme unterschrieben, dass es eigentlich zweifelhaft ist - ich kann es Ihnen auch vorlesen, der Text liegt sowieso auf und wurde allen Klubs zugeschickt -, ob es dem Gedanken des Nationalparks entspricht, wenn dort eine Grundwasserentnahme über die Grundwasserbrunnen der Stadt Wien vorgenommen wird.

Dazu gab es eine Diskussion. Nicht, dass ich glaube, dass man das Grundwasserwerk schließen sollte, aber man sollte eine Lösung finden, die diese Schwierigkeit umgehen könnte, da das eventuell dazu führen könnte, dass unser Nationalpark international keine Anerkennung findet. Jetzt gibt es einen Passus in den Erläuterungen, der nach langem Hin und Her endlich eine Lösung gefunden zu haben scheint. Es hätte am 23. September eine Sitzung in der MA 22 stattfinden sollen. Alle Klubs wurden davon verständigt, ebenso die MA 31, 45, 49. Es gab unter anderem Gespräche zwischen den GRÜNEN und der MA 22, und es gibt eine Lösung. Das Problem ist nur, dass das Rechtsmittelbüro sagt, diese Lösung kann nicht sein, also muss es hier als Protokoll stattfinden.

Ich werde diesen Passus jetzt vorlesen, und die Frage an die Frau Stadträtin ist - und das hätte ich wirklich gerne beantwortet, denn davon hängt unser Abstimmungsverhalten ab -, ob dieser Passus jetzt mit den Stimmen der SPÖ hier auch beschlossen wird, weil das Protokoll ja Teil des Gesetzeswerkes ist. Die Frau Stadträtin hat es in Ihrer Rede nicht erwähnt, deswegen möchte oder muss ich es jetzt eigentlich vorlesen.

Es geht darum: "Die Nutzung des Grundwasserkörpers für Trinkwasserzwecke ist im Zusammenhang mit dem Ziel des Schutzes des Wasserhaushalts des Auenökosystems zu sehen. Das bedeutet, dass es durch die Nutzung des Grundwasserkörpers nicht zu einem Nachteil für ein Auenökosystem kommen darf. Der Grundwasserkörper soll daher als Reserve für Zeiten des Wassermangels gesichert werden. Dies bedeutet, dass der Grundwasserkörper vorwiegend dann zur Trinkwasserversorgung der Stadt Wien herangezogen werden soll, wenn eine ausreichende Zulieferung über die beiden Hochquellenwasserleitungen nicht gewährleistet ist (wie etwa zur Abdeckung des Spitzenbedarfes oder für Notfälle)."

Sollte die Rathausmehrheit diesem Teil nicht zustimmen, werden wir dem Gesetzestext nicht zustimmen. Ich würde deswegen die Frau Stadträtin ersuchen, zu kommentieren, ob das Teil des Protokolls oder des zur Abstimmung vorgelegten Gesetzes sein soll. 

Das war die eine Sache. Das ist ganz wichtig, weil eben selbst Teile des Magistrats unsere Meinung geteilt haben.

Nachdem es diese Einigung gegeben hat, wurde dieser Gesprächstermin abberaumt. - Ein interessantes Wort, das habe ich bisher noch nicht gehört.

Ein Teil ist auch ganz interessant, und der betrifft sozusagen die Findigkeit der Stadtregierung. Das muss man schon sagen. Zwei Beispiele dazu. Ein Beispiel bezieht sich eigentlich gar nicht auf das Thema, das wir hier besprechen sollten, aber es ist interessant, was Namensänderungen alles bewirken können. Zum Beispiel gibt es die Müllverbrennungsanlage in Simmering. Da entnehme ich jetzt einem Text des Bezirksvorstehers aus dem 11. Bezirk, dass sie jetzt nicht mehr Simmering, sondern Pfaffenau heißt. Wahrscheinlich weiß niemand in Simmering, außer vielleicht dem Herrn Bezirksvorsteher, wo die Pfaffenau ist. Wir werden es wahrscheinlich bald wissen. Es heißt ab jetzt nicht mehr Müllverbrennungsanlage Simmering, sondern Pfaffenau. Das finde ich ganz toll. Ob die Kirche mit dieser Lösung zufrieden ist, weiß ich nicht, aber es kann schon sein.

Ich möchte jetzt auf jeden Fall dazu noch kurz einen Abänderungsantrag vorstellen, auch wenn er hier nicht gestellt werden kann, sondern demnächst in der Landesregierung. Es geht uns darum, dass in einer ähnlich findigen Stellungnahme ein Teil des zukünftigen Nationalparks nicht mehr Nationalpark ist, sondern herausgelöst werden soll. Es steht da drinnen, dass sich in Zukunft die Grenzen des Nationalparks an naturräumliche Gegebenheiten halten sollen - das finden wir total in Ordnung -, und zwar soll in einem Teil in der Nähe des Ölhafens die Grenze des Nationalparks zurückgenommen werden bis an den Waldrand. 

Wenn man sich die Landkarte anschaut - Sie haben ja alle dieses nette Kartenwerk bekommen, da kann man es schon finden; es wäre natürlich nett, wenn ich Ihnen das zeigen könnte an der Landkarte, aber es sind ohnehin nicht allzu viele Leute da -, erkennt man, dass es in Wirklichkeit nicht darum geht, dass man die naturräumlichen Grenzen benennt, sondern im Grunde genommen ist es die Tunneleinfahrt für die zukünftige Lobau-Autobahn. Es sind also nicht die naturräumlichen Gründe, die dazu führen, dass der Nationalpark um dieses Stück verkleinert wird. 

Die Frau Stadträtin hat in ihrer Rede auch gesagt, dass die MA 49 sämtliche Auwälder als Nationalparkgebiet aufgenommen hat. Da muss ich sie leider korrigieren, denn nördlich von dieser von mir gerade erwähnten Kleinigkeit gibt es nämlich auch einen Auwald, aber der ist bereits als Industriegebiet gewidmet, und das sollte die Tunneleinfahrt für Ihre zukünftige Lobau-Autobahn sein. 

Gegen diese Lobau-Autobahn kündigen wir jetzt gleich massiven Widerstand an, weil sie nämlich genau das, was Sie hier vorschlagen, nämlich ein ordentliches Gesetz und eine ordentliche Regelung für einen Nationalpark auch in Wien, verhindert wird. Wir werden schauen, dass diese Dinge nicht einfach über die Bühne gehen werden, und deswegen noch einmal meine Aufforderung, auch jetzt ganz konkret: Lassen Sie davon ab, die Lobau-Autobahn zu bauen! - Erstens. 

Zweitens hätte ich ganz gerne, dass Sie diesem Passus, der gemeinsam zwischen den Betroffenen, wenn man so will, ausgehandelt wurde, auch zustimmen und in das Gesetzeswerk aufnehmen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Klucsarits zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Das vorliegende Nationalparkgesetz ist sicherlich wesentlich dafür verantwortlich, dass Wien meines Wissens nach als einzige Großstadt in Europa sich als Nationalparkgemeinde bezeichnen kann. Ich glaube, diese Bezeichnung ist nicht nur etwas Schönes, sondern sie gibt uns auch eine zusätzliche Verantwortung.

Eines kann ich auch vorwegnehmen: Nach Studium dieses Gesetzes können wir sagen, im Großen und Ganzen können wir mit gutem Gewissen dieses Gesetz bejahen und auch unterstützen. Manches steht leider nicht drinnen, was auch mit diesem Gesetz zu tun hätte, aber das ist halt auch ein bisschen Wiener Umweltpolitik, und darüber lese ich dann meistens im U‑Bahn-Express, Frau Stadträtin. Aber es genügt ein Vergleich mit anderen Nationalparkeinrichtungen, um unsere Beobachtungen zu unterstützen.

Normal hätte gerade ich wenig Grund, hier das Burgenland zu nennen, aber ich habe auch das letzte Mal die SPÖ-Hoffnung aus Villach hier lobend erwähnt, weil gerade Villach auf private Müllentsorgung umgestiegen ist. Und es hat sich bewährt in Villach! Warum nicht auch in Wien? Die Villacher - in einem Nebensatz nur - haben sich 25 Prozent Müllgebühr-Erhöhung erspart dadurch, dass sie auf Privat umgestiegen sind. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn ich durch den Wiener Teil des Nationalparks gehe, dann werde ich manches Mal ein bisschen an den Silvesterpfad erinnert. Der Silvesterpfad in Wien ist etwas ganz Herrliches - Punschstandeln am Rathausplatz und so weiter -, und diese dezentralen Besuchseinrichtungen erinnern mich ein bisschen an das Ganze. Da hat uns das Burgenland schon gezeigt, dass man es auch anders machen könnte. Wir haben diesbezüglich eine Anfrage gestellt und haben zur Antwort bekommen, es gibt bereits einen Architektenentwurf dazu. Frau Stadträtin! Lassen wir ihn nicht in der Schublade, verwenden wir ihn doch! Das hätte ich ganz gerne. 

Ich glaube, auch die Frage mit den Fischlizenzen an den Arbeiterfischereiverein dürfte sich ja auch schon wiederum in Wohlgefallen aufgelöst haben, denn Dr Kostelka hat nicht mehr diesen politischen Einfluss und dadurch tun wir uns da vielleicht auch ein bisschen leichter bei dem Ganzen. 

Aber das sind Detailfragen, die das Projekt dieses Nationalparks sicher nicht gefährden. Und dass dieser Nationalpark, der immer wieder gerade von den ÖVP-Umweltministern befürwortet und betrieben wurde, eine gute Sache ist, das zeigt sich ja. 

Gerade dieses Gesetz ist die Realisierung eines Meilensteins im Naturschutz und, wie ich glaube, eine einmalige Chance für die Ostregion, dies jedoch nicht nur im Naturschutz, sondern auch in wirtschaftlicher Hinsicht. Diese Chance sollten wir aufgreifen, diese Chance dürfen wir nicht verschlafen. Dass alle anderen unsere ÖVP-Idee des Nationalparks übernehmen, sehe ich ein, denn das ist eine gute Idee, aber wenn die Freiheitlichen den Lainzer Tiergarten zum Nationalpark erklären wollen, frage ich mich, wo da der Sinn ist. Da dürfen dann wahrscheinlich keine Besucher mehr in den Lainzer Tiergarten, aber gerade dort sehe ich nicht viel Gefahr einer Verhüttelung oder etwas Ähnliches. Also ich glaube, dass das ein bisschen übertrieben ist. 

Aber die Kollegen von den Grünen gehen noch einen Schritt weiter. Was wollen die? - Die wollen den Wienerwald zu einem Nationalpark erklären. Das ist natürlich sehr populistisch, das kommt sehr, sehr gut an. Aber wenn man die Richtlinien für einen Nationalpark kennt, dann, glaube ich, geht das ein bisschen schwer mit einer Autobahn, die durch den Wienerwald führt, mit den Siedlungen, die dort drinnen sind. Also ich glaube, das wäre keine gute Idee. 

Daher bin ich unserem Herrn Landeshauptmann und Bürgermeister sehr dankbar, dass er diesmal diese Koalition zwischen Rot und Grün, die es ja in Wien anscheinend gibt - die es sicher gibt -, nicht eingegangen ist, dass er diese Idee nicht übernommen hat, so wie diesen unseligen Fahrradweg auf der Zweierlinie, diese unselige Vienna-Bike-Sache, in die Millionen an Steuergeldern hineinfließen. Der Herr Landeshauptmann und Bürgermeister hat unsere Idee aufgenommen, hat sich mit den Niederösterreichern an einen Tisch gesetzt, und es kommt ganz, ganz sicher eine sehr gute Sache bei dem Ganzen heraus. 

Ich komme noch einmal zum Anfang zurück: Wir finden, dieses Gesetz ist gut. Wir unterstützen es und werden daher auch zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste ist Frau Abg Reinberger zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Werte Damen und Herren!

Der Nationalpark Donau-Auen ist zweifellos ein gelungenes Projekt, auf das wir alle stolz sind. Obwohl es am Rande eines Öltanklagers liegt, obwohl es am Rande einer Hochleistungsstraße liegt, zweifelt keiner von uns an der Qualität des Nationalparks Donau-Auen, an der Nationalparkqualität. Die Wiener Politiker - das haben die Vorredner schon gezeigt - rühmen sich, dass der Nationalpark ein Teil der Umweltmusterstadt Wien ist, dass Wien als einzige Großstadt einen Nationalpark, zumindest auf Teilen seines Stadtgebiets, sein Eigen nennen kann. 

Die Frau Stadträtin hat gesagt: "Zurück zur Natur!" Das wird sicher jeder von uns begrüßen und befürworten, aber ich frage: Warum sollen wir nicht gemeinsam stolz darauf sein, dass Wien als einzige Großstadt von zwei Nationalparks umringt wird oder zwei Nationalparks teilweise auf seinem Grund und Boden sein Eigen nennen kann. Das wäre eine einmalige Chance, und gerade jetzt anlässlich der 1000‑Jahr-Feier für den Wienerwald wäre ein Bekenntnis auch zum Wienerwald als Nationalpark genau der richtige Zeitpunkt. 

Ich möchte bekräftigen, was wir im Juni mit unserem Antrag, nämlich 10 Prozent des Wienerwalds als Kernzone eines Biosphärenparks zum Nationalpark zu erklären, gefordert haben. Der Wienerwald ist das größte geschlossene Laubwaldgebiet in Europa. Bisher gibt es keine Nationalparks, die Buchenbestände schützen. Hier wäre eine Chance, erstmalig auch Buchenwälder zu schützen. Wir haben diese Chance und wir sollten sie wahrnehmen. Große Teile des Wienerwalds sind noch sehr urtümlich und hätten genug Potenzial für einen Nationalpark. 

Es wurde vom Eisvogel gesprochen, der so typisch ist für den Nationalpark Donau-Auen. Noch gibt es im Wienerwald alle zehn in Europa heimischen Spechtarten. Auch die gilt es zu schützen. Es soll so bleiben, dass wir hier den Eisvogel, hier die Spechtarten haben. Schützen wir die Artenvielfalt in Fauna und Flora. Schützen wir den Wienerwald vor einer weiteren Zersiedelung und vor seiner Zerstörung. Schützen wir ihn mit den besten und höchsten Mittel, die es gibt, nämlich mit der höchstmöglichen Schutzkategorie, und das ist der Nationalpark. 

Herr Landeshauptmann! Setzen Sie ein Zeichen! Es gibt so viele Feierlichkeiten zum 1000-Jahr-Jubiläum des Wienerwalds. Bekennen wir uns offen und ehrlich zum Wienerwald. Setzen Sie mit Lhptm Pröll ein Zeichen, ein politisches Signal, denn wenn der politische Wille in Wien und in Niederösterreich vorhanden ist, dann kann es kein Problem geben, Flächen zu finden, die man als Kernzone, als Nationalpark erklären kann. Das wäre das Geeignete, das 1000‑Jahr-Jubiläum zu begehen. Der Wienerwald hat nicht noch 1 000 Jahre Zeit zu warten, bis wir ihn endlich unter Schutz stellen. Setzen Sie also jetzt ein Zeichen und ringen Sie sich dazu durch, auch Teile des Wienerwalds zum Nationalpark zu erklären! (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste ist Frau Abg Petra Bayr zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. 

Abg Petra Bayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Nationalpark Donau-Auen besteht - wir haben es gehört - seit nunmehr sechs Jahren, und ich glaube, man kann sagen, in diesen sechs Jahren ist er von den Wienerinnen und Wienern immens angenommen worden. Wir sehen, dass die Leute wirklich hineingehen, ihn wirklich nutzen, ihn wirklich anschauen, dort ihre Freizeit verbringen. Das freut mich sehr, das ist durchaus sehr, sehr positiv, und ich glaube, dass nicht nur wir als Politikerinnen und Politiker stolz auf unseren Nationalpark in der Stadt sind, sondern dass es auch die Wienerinnen und Wiener sind. 

Auch das Nationalparkgesetz hat sich in der Praxis bewährt. Trotzdem gilt es jetzt, das Gesetz an die aktuellen Erfordernisse anzupassen, wobei natürlich immer ganz klar ist, dass der Inbegriff des Nationalparkgedankens, nämlich der Natur so weit wie möglich freien Lauf zu lassen, die oberste Prämisse sein muss. Es geht uns darum, die Funktion des Auensystems zu erhalten, es geht uns auch darum, dass es zu keinerlei unkontrollierter Ausbreitung von nicht standortfixen Arten kommt, und es geht um die ökologische Funktionsfähigkeit, die ganz klar im Vordergrund stehen muss. 

Auf Grund der Ziele des Gesetzes werden in Zukunft alle fünf Jahre - das ist neu und auch verwaltungstechnisch einfacher - neue Managementpläne für einzelne Gebiete des Nationalparks erlassen werden; immer im Hinblick darauf, dass die Funktionsfähigkeit der verschiedenen Öko-Systeme darin weiter erhalten bleibt und auch zukünftigen Generationen zugänglich sein muss. 

Ich möchte vielleicht kurz die Richtlinien des Nationalparks der Kategorie II, so wie der unsrige einer ist, in Erinnerung rufen. Es geht dabei einerseits um die ökologische Unversehrtheit der Öko-Systeme im Interesse der heutigen und auch der zukünftigen Generationen, es geht aber natürlich auch darum - und dafür ist das Gesetz ein ganz, ganz wichtiges Instrument -, alle Nutzungen, die diesen Zielen zuwiderlaufen, zu unterbinden und auszuschließen, und es geht auch darum - ich habe zu Beginn schon erwähnt, dass ich glaube, dass das wirklich ganz hervorragend funktioniert -, eine Basis dafür zu sein, dass Gebiete für - wie es im Gesetz heißt - geistig-seelische Erfahrungen sowie Forschungs-, Bildungs- und Erholungsgebiete für die BesucherInnen zu schaffen sind. 

Mit dieser Novelle kommen wir diesen Zielen nach und nebenbei - das ist auch schon erwähnt worden - setzen wir auch die FFH- und die Vogelschutzrichtlinie um. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang vielleicht auch noch ein paar Worte zum Nationalpark Wienerwald verlieren. Wir alle wissen, dass zum einen der Teil des Wienerwalds - auch wenn er Wienerwald heißt -, der auf Wiener Gebiet liegt, nur 6 Prozent beträgt, der Rest des Wienerwalds liegt auf niederösterreichischem Gebiet. Also das hier im Wiener Landtag zu diskutieren, ist relativ müßig, denn wir mit unseren 6 Prozent haben einen viel zu kleinen Anteil an unzersiedelten Flächen des Wienerwalds, als dass wir hier in irgendeiner Art und Weise eine Kernzone schaffen könnten, die internationalen Richtlinien auch nur einigermaßen gerecht werden würde. Damit würden wir uns ziemlich lächerlich machen. Diese 6 Prozent, die wir haben, sind sehr zersiedelt, da gibt es eine Menge Straßen, da gibt es einen sehr hohen Nutzungsdruck der Wienerinnen und Wiener, und ich denke mir, das ist so, das kann man nicht wegreden, das kann man nicht ignorieren. 

Es gibt trotz alledem auch Überlegungen, die mir besser gefallen, wo ich mir denke, das ist eine sinnvollere, eine passendere Schutzkategorie für den Wienerwald, nämlich die Überlegung des Biosphärenparks. Dieser Biosphärenpark würde einerseits den Schutz gewähren, aber andererseits dennoch gewährleisten, dass den Wienerinnen und Wienern der Wienerwald weiter zugänglich ist, was mir sehr wichtig erscheint. 

Wien und Niederösterreich haben ja gemeinsam eine Studie in Auftrag gegeben, die untersuchen soll, welche Kategorien für den Wienerwald denkbar, möglich und vorstellbar sind, und ich denke mir, dass es gescheit ist, anhand dieser Studie dann Entscheidungen zu treffen und Nägel mit Köpfen zu machen, anstatt irgendwelche Husch-Pfusch-Aktionen, und dann hat man eine Schutzkategorie, mit der man in der Praxis eigentlich nicht wirklich leben kann. Ich bin zuversichtlich, dass diese Studie noch dieses Jahr präsentiert werden wird. Darauf aufbauend können wir dann ganz sicher eine sinnvolle Schutzkategorie für den Wienerwald machen. 

Nun zum Kollegen Maresch. Zum einen, was den Bereich der klaren Grenzziehung innerhalb der Nationalparkverordnung zwischen dem Ölhafen und einem nicht bewaldeten - möchte ich hinzufügen - Teil des Nationalparks betrifft: Da geht es einfach um eine Rechtssicherheit, um eine wirkliche klare Grenze zu haben, die im jetzigen Plan nicht vorhanden ist, und die werden wir brauchen. Ganz egal, in welche Richtung sich dieses Gebiet entwickelt, werden wir sie nämlich brauchen, und ich glaube, in Anbetracht der wirklich riesigen Größe des gesamten Nationalparks sind diese Quadratmeter im Ausmaß von schätzungsweise fünf Wohnzimmern - denn um mehr geht es dort nicht - eine Dimension, die nicht wahnsinnig relevant ist. 

Zur Frage des Wasserrechts: Das Wasserrecht an sich schreibt uns vor, dass wir unsere Wassergewinnung auf dem höchsten Stand der Technik vorzunehmen haben. Das tun wir, das ist zweifellos der Fall. Das Wasserrecht geht auch rechtlich gesehen vor. Nun gibt es für das Grundwasserwerk Lobau einen aufrechten Wasserrechtsbescheid, der uns auch erlaubt, dieses Wasser zu nutzen, gleichzeitig sagen wir auch unter § 1 Abs 4 des Nationalparkgesetzes, dass es für uns ganz klar ein prioritäres Ziel ist, dass wir den Grundwasserkörper der Lobau weiter schützen. Und das werden wir tun. 

Ich möchte nur in Erinnerung rufen: 98 Prozent des Wiener Wassers kommen ohnehin aus den beiden Hochquellenwasserleitungen. Es kommt sehr selten zu Krisen, und ich denke mir, dass es kein Problem ist, in Spitzenzeiten, in Notzeiten auch Wasser zu gewinnen und dabei trotz allem den Grundwasserkörper nicht zu schädigen. 

Ich persönlich denke mir, dass wir mit dieser Novelle herausstreichen, dass der Schutz des Nationalparks für uns auch politisch von sehr hoher Wichtigkeit ist, und wenn die Grünen da nicht zustimmen könnten, würde ich es mit Befremden zur Kenntnis nehmen. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Mag Maresch zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Zunächst einmal zu den Wohnzimmern der Frau Kollegin Bayr, die ich sonst sehr schätze: Ich habe nicht diesen Wohnzimmerteil gemeint, sondern den nördlich davon liegenden Teil. (Zwischenruf des Abg Günther Barnet.) Ja, ja genau. Der Kollege Barnet weiß auch einmal was. Wissen Sie, wie spät es ist? - Schauen Sie einmal nach, da haben Sie ein bisschen was zu tun. Übrigens, Sie haben meinen Button richtig gesehen. Schwarz-Blau sind nicht meine Freunde. Aber Sie könnten kurz einmal eine Intelligenzleistung erbringen und nachschauen, wie spät es ist. Da haben Sie eine Zeit lang zu tun und ich rede inzwischen ein bisschen. - Okay.

Jetzt noch einmal zur Sache mit dem Nationalpark. Wie gesagt, da geht es uns vor allem darum, ob jetzt sozusagen die Erläuterungen Teil des Ganzen sind oder nicht, und die Frau Stadträtin wird das regeln. Ist es so, dass sie das in unserem Sinne regeln wird, dann ist das gut, wenn nicht, dann haben wir ein Problem mit dem Zustimmen. 

Aber - jetzt noch einmal dazu - es geht uns nicht darum, dass man das Grundwasserwerk zusperrt, sondern ganz im Gegenteil: Wir wollen, dass dieser Bereich komplett, und zwar auch mit allen möglichen Regelungen nach außen - wenn man so will, wasserdicht -, gegenüber alle Einwendungen von internationalen Organisationen abgesichert werden kann. Wir finden es gut, dass der Nationalpark mit dem neuen Gesetz wirklich klar und sicher dargestellt wird. 

Jetzt noch zum Kollegen Klucsarits und seinen - wenn man so will - Ergüssen über Rot-Grün und darüber, was das jetzt wird. Warum Nationalpark und warum nicht Wienerwald, und Gratulation an den Herrn Bürgermeister, dass er diesmal - und so weiter. 

Also Punkt eins: Der Kollege Klucsarits sollte einmal die Presseaussendungen lesen, das wäre nett. Dann sollte er sich vielleicht doch einmal zu verschiedenen Enqueten und Sitzungen hinbewegen und nicht nur seinen Vertreter, den Herrn Sverak, hinschicken. Es wäre einmal ganz gescheit, sich das selber anzuhören, erstens.

Zweitens ist es so, dass wir gesagt haben - und das hat auch Kollegin Reinberger von der FPÖ sehr richtig gesagt -: Es geht darum, wir wollen nicht den Wienerwald als Ganzes als Nationalpark haben, sondern nur eine Kernzone. 

Noch einmal: Diese Kernzone wird ganz sicher nicht in Wien sein können, weil da kann das nicht sein, sondern in Niederösterreich gibt es Teile, und da sind auch schon Überlegungen über Zonierungen im Gange, und zwar meine ich damit die klassische Kernzone des Biosphärenparks, den kann man auch als Nationalpark schützen. Es ist auch ökonomisch ordentlich, weil die Republik dann dafür auch Geld aufwenden muss. Das ist ganz gescheit. Sie können das nachlesen bei den WWF-Papieren. Die hat Ihr Klub wahrscheinlich auch bekommen, wenn nicht, fragen Sie den Herrn Sverak, er hat sie sicher oder kann sie besorgen, und da steht es auch drinnen. Es geht nicht darum, dass wir die Leute dort heraushaben wollen, sondern es geht darum, eine vernünftige Lösung für den Nationalpark, für einen Biosphärenpark Wienerwald gemeinsam mit der Bevölkerung zu finden, und die Kernzone kann als Nationalpark geschützt werden. 

Es hat gestern eine Pressekonferenz gegeben von NGOs aus diesem Bereich. Da gibt es auch Presseaussendungen und Artikel dazu. Auch in einer Ihnen nahe stehenden Zeitung, nämlich der "Presse", hat der Herr Lohmayer, ein von mir sehr geschätzter Journalist, das genau beschrieben. Lesen Sie das einmal nach, Kollege Klucsarits, dann werden Sie auch die Weisheit in der Zeitung finden. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort.

Berichterstatterin amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wien kann stolz sein auf seinen Nationalpark Donau-Auen. Der Erfolg gibt uns Recht. Der Nationalpark Donau-Auen ist ein Teil unserer Umweltmusterstadt, und keine andere Großstadt - es wurde schon angesprochen - hat auf seinem Stadtgebiet einen Nationalpark. 

Wien bekommt jetzt mit dieser Novelle eine moderne Regelung. Strenge EU-Regelungen werden umgesetzt, strenge IUCN-Kriterien müssen eingehalten werden. 

Umweltschutz, Naturschutz hat keine Grenzen, und da können wir ganz besonders stolz sein. Dieser Nationalpark geht über die Grenzen von Wien hinaus. Gemeinsam mit Niederösterreich wird hier ein moderner Nationalpark gelebt und weiterentwickelt werden.

Daher zu Ihrer Frage, zu der Fläche Nationalpark:

Erstens, der Stufenbau der Rechtsordnung lehrt uns schon: Erst das Gesetz, dann die Verordnung. Was Sie angesprochen haben, Herr Abgeordneter: Hier geht es um eine Verordnung. Diese Verordnung liegt noch nicht vor. Ich weiß nicht, woher Sie Ihre Informationen haben. Ich habe diese Information nicht. Mir geht es selbstverständlich darum, dass jegliche Fläche des Nationalparks erhalten bleibt und hier sogar eine Flächenerweiterung stattfinden wird.

Zu dem Schutz des Auen-Öko-Systems - die Frau Abgeordnete hat es schon entsprechend dargelegt -: Mit diesem Gesetz unter § 1 Abs 4, Ziele des Gesetzes, ist der Grundwasserkörper als Reserve an hochwertigem Trinkwasser für Zeiten des Wassermangels zu sichern. Das steht im Gesetz. Dieser Schutz des Grundwassers ist damit ausreichend.

Ich ersuche um breite Zustimmung zu diesem Gesetz.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Danke. Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 5 (03468/2002-MDALTG). Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die Einhebung von Fleischuntersuchungsgebühren geändert wird. 

Die Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsf StRin Dipl Ing Kossina. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die Einhebung von Fleischuntersuchungsgebühren geändert wird, liegt zur Beschlussfassung vor. 

Ich ersuche um Zustimmung.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.


Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich die zweite Lesung vornehmen lassen. - Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 6 (03513/2002-MDALTG). Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Dienstordnung 1994 (13. Novelle zur Dienstordnung 1994), die Besoldungsordnung 1994 (18. Novelle zur Besoldungsordnung 1994), die Vertragsbedienstetenordnung 1995 (14. Novelle zur Vertragsbedienstetenordnung 1995), die Pensionsordnung 1995 (11. Novelle zur Pensionsordnung1995), das Unfallfürsorgegesetz 1967 (13. Novelle zum Unfallfürsorgegesetz 1967) und das Gesetz über die fachlichen Anstellungserfordernisse für die von der Stadt Wien anzustellenden Kindergärtner/innen und Erzieher/innen an Horten geändert werden. 

Die Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsf StRin Mag Renate Brauner. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bitte Sie, den schon ausführlich vorgelesenen und beschriebenen Novellen zuzustimmen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt.

Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden auf schriftlichem Weg bekannt gegeben.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss um 12.07 Uhr.)
